




Hans-Uwe  Bach,  Christian  Brinkmann,  Hans  Kohler,








Berufsforschung Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (MittAB) 
Die MittAB verstehen sich als Forum der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Es werden Arbeiten aus all den 
Wissenschaftsdisziplinen veröffentlicht, die sich mit den Themen Arbeit, Arbeitsmarkt, Beruf und Qualifikation befassen. Die 
Veröffentlichungen in dieser Zeitschrift sollen methodisch, theoretisch und insbesondere auch empirisch zum Erkenntnisgewinn 
sowie zur Beratung von Öffentlichkeit und Politik beitragen. Etwa einmal jährlich erscheint ein „Schwerpunktheft“, bei dem 
Herausgeber und Redaktion zu einem ausgewählten Themenbereich gezielt Beiträge akquirieren. 
 
Hinweise für Autorinnen und Autoren 
 
Das Manuskript ist in dreifacher Ausfertigung an die federführende Herausgeberin 
Frau Prof. Jutta Allmendinger, Ph. D. 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
90478 Nürnberg, Regensburger Straße 104 
zu senden. 
 
Die Manuskripte können in deutscher oder englischer Sprache eingereicht werden, sie werden durch mindestens zwei Referees 
begutachtet und dürfen nicht bereits an anderer Stelle veröffentlicht oder zur Veröffentlichung vorgesehen sein. 
 
Autorenhinweise und Angaben zur formalen Gestaltung der Manuskripte können im Internet abgerufen werden unter 
http://doku.iab.de/mittab/hinweise_mittab.pdf. Im IAB kann ein entsprechendes Merkblatt angefordert werden 
(Tel.: 09 11/1 79 30 23, Fax: 09 11/1 79 59 99; E-Mail: ursula.wagner@iab.de). 
Herausgeber 
Jutta Allmendinger, Ph. D., Direktorin des IAB, Professorin für Soziologie, München (federführende Herausgeberin) 
Dr. Friedrich Buttler, Professor, International Labour Office, Regionaldirektor für Europa und Zentralasien, Genf, ehem. Direktor des IAB 
Dr. Wolfgang Franz, Professor für Volkswirtschaftslehre, Mannheim 
Dr. Knut Gerlach, Professor für Politische Wirtschaftslehre und Arbeitsökonomie, Hannover 
Florian Gerster, Vorstandsvorsitzender der Bundesanstalt für Arbeit 
Dr. Christof Helberger, Professor für Volkswirtschaftslehre, TU Berlin 
Dr. Reinhard Hujer, Professor für Statistik und Ökonometrie (Empirische Wirtschaftsforschung), Frankfurt/M. 
Dr. Gerhard Kleinhenz, Professor für Volkswirtschaftslehre, Passau 
Bernhard Jagoda, Präsident a.D. der Bundesanstalt für Arbeit 
Dr. Dieter Sadowski, Professor für Betriebswirtschaftslehre, Trier 
Begründer und frühere Mitherausgeber 
Prof. Dr. Dieter Mertens, Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Karl Martin Bolte, Dr. Hans Büttner, Prof. Dr. Dr. Theodor Ellinger, Heinrich Franke, Prof. Dr. Harald 
Gerfin, 
Prof. Dr. Hans Kettner, Prof. Dr. Karl-August Schäffer, Dr. h.c. Josef Stingl 
Redaktion 
Ulrike Kress, Gerd Peters, Ursula Wagner, in: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit (IAB), 
90478 Nürnberg, Regensburger Str. 104, Telefon (09 11) 1 79 30 19, E-Mail: ulrike.kress@iab.de: (09 11) 1 79 30 16, 
E-Mail: gerd.peters@iab.de: (09 11) 1 79 30 23, E-Mail: ursula.wagner@iab.de: Telefax (09 11) 1 79 59 99. 
Rechte 
Nachdruck, auch auszugsweise, nur mit Genehmigung der Redaktion und unter genauer Quellenangabe gestattet. Es ist ohne ausdrückliche 
Genehmigung des Verlages nicht gestattet, fotografische Vervielfältigungen, Mikrofilme, Mikrofotos u.ä. von den Zeitschriftenheften, von einzelnen 
Beiträgen oder von Teilen daraus herzustellen. 
Herstellung 
Satz und Druck: Tümmels Buchdruckerei und Verlag GmbH, Gundelfinger Straße 20, 90451 Nürnberg 
Verlag 
W. Kohlhammer GmbH, Postanschrift: 70549 Stuttgart: Lieferanschrift: Heßbrühlstraße 69, 70565 Stuttgart: Telefon 07 11/78 63-0;  
Telefax 07 11/78 63-84 30: E-Mail: waltraud.metzger@kohlhammer.de, Postscheckkonto Stuttgart 163 30. 
Girokonto Städtische Girokasse Stuttgart 2 022 309. 
ISSN 0340-3254 
Bezugsbedingungen 
Die „Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ erscheinen viermal jährlich. Bezugspreis: Jahresabonnement 52,- € 
inklusive Versandkosten: Einzelheft 14,- € zuzüglich Versandkosten. Für Studenten, Wehr- und Ersatzdienstleistende wird der Preis 
um 20 % ermäßigt. Bestellungen durch den Buchhandel oder direkt beim Verlag. Abbestellungen sind nur bis 3 Monate vor Jahresende möglich. 
Zitierweise: 
MittAB = „Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ (ab 1970) 
Mitt(IAB) = „Mitteilungen“ (1968 und 1969) 
In den Jahren 1968 und 1969 erschienen die „Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ unter dem Titel 
„Mitteilungen“, herausgegeben vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit. 
 
Internet: http://www.iab.de Zur Arbeitsmarktentwicklung 1984/85: 
Entwicklungstendenzen und Strukturen 
Autorengemeinschaft*) 
Trotz des starken, vor allem aber witterungsbedingten Anstiegs der Arbeitslosigkeit am Anfang dieses 
Jahres rechnen wir für 1985 im Vorjahresvergleich weiterhin mit einem leichten Rückgang der Arbeitslo-
senzahl (auf 2,12-2,20 Mio.). Dabei wird, wie schon im Herbst vorigen Jahres, von einem Spektrum 
vorliegender Sozialproduktsprognosen für 1985 ausgegangen, das von + 2% bis + 3% reales Wachstum 
reicht. 
Im vorliegenden Beitrag werden – ergänzend zur Einschätzung der globalen Arbeitsmarktentwicklung -
wichtige Einzelaspekte, auch unter methodischen und konzeptionellen Gesichtspunkten, näher behan-
delt. 
Nach wie vor wird die Arbeitsmarktlage und -entwicklung von einem steigenden Angebot an Arbeitskräf-
ten belastet. Zwar steigt das Erwerbspersonenpotential 1985 insgesamt nur geringfügig an ( + 20 000 
Personen). Ohne die Vorruhestandsregelung und die Rückkehrförderung ausländischer Arbeitnehmer 
wäre der Anstieg jedoch weitaus höher ausgefallen, und auch noch in den nächsten Jahren ist überwiegend 
aus demografischen Gründen mit einem weiteren Zuwachs zu rechnen. 
Die differenzierte Neuberechnung des Potentials durch das IAB erlaubt nun auch mehr Einblick in die 
Struktur der Stillen Reserve. Unter gewissen Annahmen sind von den für 1984 errechneten 1,35 Mio. 
Personen dieser Gruppe schätzungsweise 750 000 als kurzfristig „arbeitsmarktnah“ einzustufen. Mittel-
fristig ist die Stille Reserve allerdings in voller Höhe relevant. 
Kurzfristige Verschiebungen in der Beschäftigtenstruktur werden von einem sehr ausgeprägten langfristi-
gen Strukturwandel überlagert. So ist z. B. der Beschäftigtenabbau im Verarbeitenden Gewerbe seit 
Anfang der 70er Jahre prozentual ebenso groß und in absoluten Zahlen noch weitaus größer gewesen als 
im Baugewerbe. 
Frauen haben im Zusammenhang mit ihrer (auch in Zukunft zu erwartenden) größeren Erwerbsneigung 
seit langem eine überdurchschnittliche Arbeitslosenquote, konnten aber ihren Anteil an den Erwerbstäti-
gen ausweiten. Bei den Arbeitnehmern haben sich Verschiebungen vor allem zu Lasten der Ausländer, 
nach der Stellung im Beruf zugunsten der Gruppe der Angestellten und Beamten ergeben. 
Die Dauer und das Gefüge der Arbeitszeit sind vor allem durch die Tarifabschlüsse des vergangenen 
Jahres verstärkt in Bewegung gebracht worden. Hierbei zeichnen sich erhebliche Probleme der statisti-
schen Erfassung dieser Veränderungen ab. Zur Frage der Arbeitsmarktentlastung durch die Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit werden plausible Annahmen getroffen, die aber – insbesondere im Hinblick auf die 
in den jüngsten Tarifverträgen auch enthaltene Flexibilisierung und Differenzierung – weiterer Überprü-
fung bedürfen. 
In gesamtfiskalischer Betrachtung kostete jeder Arbeitslose 1984 rd. 24 000 DM pro Jahr. Selbst wenn nur 
die unmittelbaren Entlastungswirkungen einbezogen werden, finanzieren sich die Kosten für Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen bereits zu 71% durch Minderausgaben und Mehreinnahmen, bei Einbeziehung 
auch der mittelbaren Wirkungen beträgt diese Quote etwa 96%. Bei der Förderung von Vollzeitmaßnah-
men zur beruflichen Bildung beträgt in gleicher Perspektive die Selbstfinanzierungsquote 73%. Bei beiden 
Rechnungen sind längerfristige Wirkungen (Erhöhung der durchschnittlichen Qualifikation des Arbeits-
kräftepotentials, Verbesserung der Infrastruktur, Verminderung langfristiger Soziallasten) noch gar nicht 
berücksichtigt. 
Von einem auch nur halbwegs ausgeglichenen Arbeitsmarkt sind wir noch weit entfernt. Beschäftigungs-
und arbeitsmarktpolitische Gegensteuerung vielfältiger Art bleibt daher geboten. 
1. Zur Arbeitsmarkt-Vorausschätzung für 1985 
Seit dem redaktionellen Abschluß unserer in Heft 4/84 der 
MittAB veröffentlichten Vorausschätzung für 1985
1) sind 3 
Monate vergangen, Zeit genug für die Frage, ob die inzwi-
schen hinzugekommenen Informationen über die Arbeits-
marktentwicklung eine Revision jener Vorausschätzung na-
helegen. 
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1)  Vgl. Autorengemeinschaft, Der Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik 
Deutschland in den Jahren 1984 und 1985, in: MittAB 4/1984 
2) Geringfügige Veränderungen ergeben sich lediglich wegen der jüngsten 
Revision der Erwerbstätigenzahlen für 1983 und 1984 durch das Statistische 
Bundesamt. 
Insgesamt ist dies trotz des starken Anstiegs der Arbeitslo-
sigkeit im Januar und im Februar wohl nicht der Fall. Die 
bis zur Jahreswende veröffentlichten Einschätzungen des 
realen Wirtschaftswachstums gelten nach wie vor. Die Bun-
desregierung rechnet im Jahreswirtschaftsbericht mit 2/2% 
Zuwachs, hält jedoch auch eine etwas stärkere Zunahme für 
realisierbar. 
Auch bei den unmittelbar arbeitsmarktbezogenen Größen 
und Indikatoren bedarf es keiner Korrektur
2) (Übersicht l 
und Anhang – Tabelle 1). Auf der Seite des Arbeitskräftean-
gebots wird die Annahme über die weitere Entwicklung der 
Wanderungsbewegungen durch jüngste Informationen be-
stätigt: Für das 3. Quartal 1984 zeigt sich im Gefolge der 
Rückkehrförderung ein Abwanderungsschub in einer Grö-
ßenordnung, wie er hier auch unterstellt worden war. 
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scheint allerdings angebracht im Hinblick auf die Vorruhe-
standsregelung, die zu Beginn des Jahres weitaus weniger als 
zunächst erwartet in Anspruch genommen wurde. 
Auf der anderen Seite ist bislang auch keine Korrektur der 
Annahmen über die Entwicklung von Produktivität und 
effektiver Jahresarbeitszeit angezeigt (vgl. Tabellen l und 2). 
Die relativ starke Inanspruchnahme der Kurzarbeit im 
Januar ist weitgehend auf Sonderfaktoren (Steinkohlenberg-
bau und Baugewerbe) zurückzuführen. Nach wie vor ist im 
Rahmen der vorliegenden Wirtschaftsprognosen mit einem 
leichten Anstieg der Erwerbstätigenzahl im Jahresverlauf 
wie im Jahresdurchschnitt 1985 zu rechnen. 
Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit folgte im Dezember 
zunächst noch der Linie, die seit dem Herbst 1984 zu 
beobachten war, saisonbereinigt nahm die Zahl weiterhin 
leicht ab. Die Arbeitslosenzahl vom Januar – mit 2,619 Mio. 
lag sie effektiv um rund 3% über dem Vorjahr und stellt 
damit erneut eine absolute Höchstzahl seit 1948 dar – fällt 
nun aus dieser Entwicklungslinie heraus: 
Das von der BA (wie auch von der Bundesbank) verwendete 
Saisonbereinigungsverfahren weist eine bereinigte Zahl aus, 
die um fast 50 000 höher liegt als im Monat davor. Dabei ist 
zu bedenken, daß in diesem Verfahren zunächst ein Winter-
ausschlag unterstellt wird, wie er im Durchschnitt der letzten 
Jahre im Januar tatsächlich stattgefunden hat. Unstrittig ist 
nun sicher, daß sich die Witterungsbedingungen im Januar 
dieses Jahres beträchtlich von denen der vergangenen Jahre 
unterschieden haben. Derartige außergewöhnliche Verhält-
nisse werden aber von keinem Saisonbereinigungsverfahren 
als solche erkannt und verarbeitet. Demzufolge kommt es in 
solchen Fällen auch zu entsprechenden Ausschlägen in der 
Kurve der saisonbereinigten Werte. Fraglich ist allein, ob die 
für den Januar ausgewiesene Abweichung von dem bisheri-
gen Entwicklungspfad der saisonbereinigten Reihe in voller 
Höhe diesem Faktor zugeschrieben werden kann, oder ob 
sich dahinter ein Gemisch aus ungewöhnlichen Witterungs-
einflüssen und auch aus anderen Faktoren verbirgt. 
Dies ist bei der gegebenen Datenlage nicht eindeutig zu 
klären. Mehrere Indikatoren deuten allerdings darauf hin, 
daß der Saisoneinfluß ein sehr starkes Gewicht in dieser 
Entwicklung hatte: 
-  Zunahme   der   Arbeitslosigkeit   fast   ausschließlich   bei 
männlichen Arbeitern, 
-  sprunghafter Anstieg in der Zahl der ausgefallenen Tage-
werke im Zusammenhang mit der Schlechtwettergeldrege-
lung, 
-  spürbare Zunahme der Zahl der arbeitslosen Bauarbeiter 
unter den Leistungsempfängern der BA. 
Zudem ist zu beachten, daß die Bauberufe am Saisonaus-
schlag (Differenz zwischen effektiver und saisonbereinigter 
Zahl von Arbeitslosen) im Januar gewöhnlich nicht mehr als 




2  MittAB 1/85 der Winterarbeitslosigkeit im Januar tritt üblicherweise also 
in anderen Wirtschaftsbereichen auf. Davon ist aber ein Teil 
indirekt auch von der Bautätigkeit abhängig und ein weiterer 
Teil ebenfalls von der Witterung beeinflußt (z. B. Land- und 
Forstwirtschaft, Gartenbau). 
Eine gewisse Unsicherheit verbleibt dennoch. Die Situation 
in der Bauwirtschaft ist ja gegenwärtig auch stark von Auf-
tragsmangel geprägt, und die Perspektiven für das laufende 
Jahr sind keinesfalls besser. Nach vorliegenden Schätzungen 
wird das reale Bauvolumen den Vorjahreswert wohl deutlich 
unterschreiten. Es ist daher nicht auszuschließen, daß sich 
der nachfragebedingte Rückgang der Beschäftigung im Bau-
gewerbe nun – nach Ablauf des Fertigstellungstermins der 
Investitionszulagen-Regelung zur Jahreswende – tendenziell 
beschleunigt. Eine mögliche Quelle weiterer Unsicherheit 
liegt gegenwärtig auch in der Entwicklung der Automo-
bilproduktion. Ob sich hier im Gefolge der Katalysator-
Diskussion ein andauernder Nachfragestau bildet, der 
schließlich auch die Produktion behindert, wird sich erst in 
den nächsten Monaten erweisen. 
Sollte beides zusammentreffen – anhaltende oder gar ver-
stärkte Schwäche in der Baunachfrage und Störungen im 
Automobilbau ohne Gegengewicht in anderen Nachfragebe-
reichen – dann bedürften wohl auch die Sozialproduktsvor-
ausschätzungen einer entsprechenden Revision. Es könnte 
dann auch nicht mit jenem leichten Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit gerechnet werden, wie er hier im Dezember noch für 
realistisch gehalten worden ist. Bislang liegen derartige Revi-
sionen der Sozialproduktsprognosen jedoch nicht vor. 
Demzufolge halten wir unsere Einschätzung der Entwick-
lung der Arbeitslosigkeit 1985 aufrecht. 
2. Ausblick auf die kommenden Jahre 
Die Unterbeschäftigung hat sich schon 1984 kaum mehr 
verschlimmert. Für 1985 wird hier sogar eine leichte Besse-
rung erwartet. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt zur Mitte der 
80er Jahre bleibt aber äußerst bedenklich. Die Verfehlung 
des Beschäftigungsziels in der Bundesrepublik Deutschland 
ist so ausgeprägt wie nie zuvor. Die gegenwärtigen Wirt-
schaftsperspektiven für den Rest des Jahrzehnts (reales Brut-
toproduktionswachstum von 2½% jährlich) liegen in der 
Nähe der Beschäftigungsschwelle. 
Das Potential steigt aber noch weiter an. Es bleibt abzuwar-
ten, wie die gesetzlichen und tariflichen Vorruhestandsrege-
lungen angenommen werden und welchen Verlauf die Zu-
und Abwanderungen der Ausländer weiterhin nehmen. 
Günstigenfalls kann der Potentialanstieg auch über 1985 
hinaus kompensiert werden, ja sogar mehr als das. Sicher ist 
dies indessen nicht. Im großen und ganzen wird sich ohne 
zusätzliche Impulse am Ausmaß der Unterbeschäftigung 
vorerst nicht viel ändern. 
Nicht sehr wahrscheinlich ist zudem eine stetige Wirt-
schafts- und damit Beschäftigungsentwicklung. Mit zykli-
schen Schwankungen muß nach wie vor gerechnet werden, 
ganz abgesehen von nicht auszuschließenden weltwirtschaft-
lichen Turbulenzen. Schon eine erneute Stagnation der wirt-
schaftlichen Aktivität würde aber der Arbeitslosigkeit einen 
weiteren Schub auf ein deutlich höheres Niveau verleihen, 
von dem dann abermals wieder nur schwer herunterzukom-
men ist. 
Beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitische Gegensteuerung 
jeglicher Art bleibt daher geboten. Von einem auch nur 
halbwegs ausgeglichenen Arbeitsmarkt sind wir noch weit 
entfernt. 
3. Zu den nachfolgenden Beiträgen 
Der Gegenstand der an dieser Stelle regelmäßig vorgelegten 
kurzfristigen Arbeitsmarktanalyse und -Vorausschätzung ist 
im Zuge der nun schon mehr als 10 Jahre andauernden 
Arbeitsmarktkrise immer komplexer geworden: 
-  Zunehmend rückten strukturelle Aspekte der Beschäfti-
gung in den Vordergrund (Beschäftigung nach Wirtschafts-
zweigen,   Regionen,   Entwicklung   einzelner   Teilarbeits-
märkte). 
-  Hinzu kamen die zahlreichen Fragen nach der Entwick-
lung, Struktur und nach den individuellen und gesamtwirt-
schaftlichen Auswirkungen von Arbeitslosigkeit. 
- Daneben  gewann  die Arbeitszeit auch als beschäftigungs-
politische Steuerungsgröße unter zahlreichen Einzelaspek-
ten  zunehmend  an  Bedeutung:  Bestimmungsgrößen der 
effektiven  Arbeitszeit  (Tarife,  Überstunden,   Kurzarbeit, 
Teilzeitarbeit usw.), Zusammenhänge zwischen Arbeitszeit 
und    Erwerbstätigkeit   sowie    Produktivität,    Rolle   der 
Arbeitszeitflexibilität, Potentiale und Strukturen weiterer 
arbeitsmarktentlastender Arbeitszeitverkürzung usw. 
-  Ferner verlangten Fragen nach der Wirkungsweise und 
Effizienz arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen (Arbeitsbe-
schaffung, Kurzarbeit, Fortbildung und Umschulung) eine 
Antwort. 
-  Schließlich kam den Bewegungen (Strömen, Statuswech-
sel) in dieser Ungleichgewichtssituation eine zunehmende 
Bedeutung zu. 
Dies alles ist wichtig für die Beurteilung der Situation und 
Entwicklungstendenz wie auch zur Abschätzung der Erfor-
dernisse, Möglichkeiten und Wirkungen politischer Gegen-
steuerung. 
Zwischen diesen zahlreichen diagnostischen und therapeuti-
schen Fragenkomplexen besteht ein vielfältiger, unmittelba-
rer Zusammenhang, den es bewußtzumachen gilt. Freilich 
würde eine umfassende Darstellung des ganzen Komplexes 
den zulässigen Umfang eines Beitrags an dieser Stelle über-
schreiten, zumal es nicht allein darum geht, Analyseergeb-
nisse darzustellen, sondern auch darum, die jeweiligen kon-
zeptionellen und methodischen Hintergründe zu vermitteln. 
Andererseits wechseln aber auch Aktualität und relative 
Bedeutung der verschiedenen Aspekte mitunter im Zeitab-
lauf. 
Dementsprechend wird nunmehr die jährliche Arbeits-
marktanalyse des IAB in der Regel geteilt. Der erste Beitrag 
(vgl. MittAB 4/84) gibt schwerpunktmäßig unsere Einschät-
zung der globalen Arbeitsmarktentwicklung im jeweils 
kommenden Jahr wieder, ist weit überwiegend ergeb-
nisorientiert und hält sich im Rahmen der Arbeitsmarktbi-
lanz-Betrachtung in aller Regel an alternative Eckdaten des 
jeweiligen Spektrums vorliegender Wirtschaftsprognosen. 
Der zweite Beitrag wird zunächst eine kurze Fortschreibung 
unserer Arbeitsmarktvorausschätzung enthalten (s. o.). Er 
soll dann, mit je nach Aktualität wechselnden Schwerpunk-
ten, einzelne Aspekte des angedeuteten Gesamtkomplexes 
vertieft behandeln. Wie schon erwähnt, wird hierbei auch 
konzeptionellen und methodischen Fragen mehr Platz ein-
geräumt. 
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Aspekte des Gesamtkomplexes, die unserer Einschätzung 
nach kurz- wie auch mittelfristig besondere Aufmerksam-
keit verdienen. Wegen seines Umfangs und um die einzelnen 
Aspekte stärker zur Geltung zu bringen, haben wir ihn 
nochmals in eigenständige Teile gegliedert, die auch schwer-
punktmäßig bestimmten Autoren zugeordnet wurden. Sie 
sind aber aufeinander bezogen. Um Querverweise zu 
erleichtern, wurde eine durchlaufende Numerierung von 
Übersichten und Schaubildern beibehalten und ein gemein-
samer Tabellenanhang gebildet, der nach den im folgenden 
skizzierten 4 Teilbeiträgen abgedruckt wird: 
(1)  Erwerbspotential und Stille Reserve 
Nach wie vor wird die Arbeitsmarktlage und -entwicklung 
von der doppelten Belastung einer schwachen Nachfrage bei 
gleichzeitig steigendem Angebot geprägt: Die „Arbeits-
marktschere“ öffnet sich tendenziell zunächst noch weiter. 
Beachtung verdient daher vor allem die Frage, inwieweit 
aktuelle und mittelfristig angelegte Maßnahmen zur Potenti-
alreduktion (Rückkehrförderung bei Ausländern, Vorruhe-
standsregelung) die endogenen Expansionstendenzen im 
deutschen wie auch im ausländischen Teil des Erwerbsper-
sonenpotentials reduzieren. 
Die differenzierte Neuberechnung des Potentials durch das 
IAB erlaubt nun auch mehr Einblick in die Struktur der 
Stillen Reserve. Im Rahmen eines differenzierten Konzepts 
wird erörtert, welche Aktualität der Arbeitsplatznachfrage 
(„Arbeitsmarktnähe“) den einzelnen Personengruppen die-
ser verdeckten Unterbeschäftigung kurz- bzw. mittelfristig 
zuzuschreiben ist. 
(2)  Strukturen   und   Entwicklung   der   Erwerbstätigkeit, 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
Kurzfristige Verschiebungen in der Beschäftigtenstruktur 
werden von einem sehr ausgeprägten langfristigen Struktur-
wandel überlagert. Dies wird in der öffentlichen Diskussion 
nicht immer gleichermaßen wahrgenommen. Die langfristi-
gen Grundlinien der Beschäftigtenentwicklung gilt es auch 
im Hinblick auf zukünftige Be- und Entlastungspotentiale in 
Erinnerung zu bringen. 
Anhaltend unterschiedliche Entwicklungstendenzen gelten 
auch für einzelne Personengruppen. Die relative Betroffen-
heit von Arbeitslosigkeit gibt allerdings mitunter, für sich 
allein betrachtet, nur ein verzerrtes oder gar falsches Bild 
von der Gesamtlage ab. Dies trifft, wie aufgezeigt wird, für 
die Arbeitsmarktsituation von Frauen zu. 
Strukturwandel heißt aber nicht notwendig im gleichen 
Maße individuell erzwungenen Arbeitsplatzwechsel. Im 
beträchtlichen Volumen der laufenden Zu- und Abgänge -
im Generationenwechsel, durch Wanderungen und durch 
Unterbrechungen – löst sich ein großer Teil des Struktur-
wandels reibungslos. 
(3) Jahresarbeitszeit und Arbeitsvolumen 
Die Dauer und das Gefüge der Arbeitszeit sind vor allem 
durch die Tarifabschlüsse des vergangenen Jahres über Ver-
kürzung und Flexibilisierung von Arbeitszeiten in weiten 
Bereichen verstärkt in Bewegung gebracht worden. Diese 
und weitere Entwicklungen und ihre Auswirkungen gilt es, 
im differenzierten Konzept des IAB zu beobachten und 
abzuschätzen. Hierbei zeichnen sich auch erhebliche Pro-
bleme der statistischen Erfassung dieser Veränderungen ab. 
Die Analyse einer möglicherweise zunehmenden Entkoppe-
lung von Arbeits- und Betriebszeiten und deren Auswirkun-
gen werden eine wichtige Ergänzung bilden.
3) 
(4)  Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen: Entlastungswir-
kung und Kostenvergleiche 
Bei voraussichtlich anhaltend hoher, mittelfristig möglicher-
weise auch weiter ansteigender Arbeitslosigkeit bleibt der 
verstärkte Einsatz des arbeitsmarktpolitischen Instrumenta-
riums des AFG geboten. Dem wird immer wieder das 
„Kostenargument“ entgegengestellt. Hier bedarf es aber 
einer realistischen, gesamtfiskalischen Betrachtung. Kosten-
berechnungen und -vergleiche sollen sie fördern. 
Der Regionalisierung der Arbeitsmarktvorausschau ist ein 
eigenständiger Beitrag in diesem Heft gewidmet.
4) 
Erwerbspersonenpotential und Stille Reserve 
Christian Brinkmann, Lutz Reyher 
1. Zur aktuellen Entwicklung des Erwerbspersonen-
potentials 
Auch 1985 steigt das Angebot an Arbeitskräften. Allerdings 
hat sich der Zuwachs beim deutschen Erwerbspersonenpo-
tential abgeschwächt. Außerdem werden für 1985 potenti-
alvermindernde Effekte der gesetzlichen und tariflichen 
Vorruhestandsregelungen erwartet, so daß die Zahl der 
deutschen Erwerbspersonen, die sich 1984 insgesamt um rd. 
250 000 Personen erhöhte, 1985 nur noch um 70 000 Perso- 
3)  Vgl. den Beitrag von Reyher, Spitznagel, Streck, Teriet und Vogler-Ludwig 
in diesem Heft. 
4)  Vgl. Koller, Kridde, Masopust, Zur Struktur und Entwicklung regionaler 
Arbeitsmärkte, in diesem Heft. 
5)  Vgl. Thon, M., Neuberechnung des Erwerbspersonenpotentials für den 
Zeitraum 1970-1982, in: MittAB 4/1984 
6)  Vgl. Klauder, W., P. Schnur, M. Thon, Arbeitsmarktperspektiven der 80er 
und 90er Jahre, in diesem Heft 
nen zunimmt. Dem dürfte wie in den Vorjahren ein Rück-
gang beim ausländischen Arbeitskräfteangebot gegenüber-
stehen, der 1984 durch das Rückkehrförderungsgesetz noch 
verstärkt wurde (1984: – 70000 Erwerbspersonen, 1985: 
– 50 000 Erwerbspersonen). 
Während sich damit im Jahre 1984 insgesamt  noch ein 
beachtlicher Zuwachs beim Erwerbspersonenpotential ergab 
(+ 180 000 Personen auf rd. 28,7 Mio. Personen), wird er 
1985 voraussichtlich nur + 20 000 bis + 30 000 Personen 
betragen (Übersicht 1). 
Das  deutsche Erwerbspersonenpotential wurde vom IAB 
anhand von Zeitreihen der Erwerbsbeteiligung für die Jahre 
1960 bis 1982 neu berechnet.
5) Die darauf aufbauende län-
gerfristige Projektion basiert auf drei Modellvarianten
6), die 
für die kurzfristige Entwicklung allerdings nur geringfügig 
voneinander abweichen. Hier werden die Ergebnisse der 
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mittleren Variante unterstellt, die in den einzelnen alters-
und geschlechtsspezifischen Gruppen im wesentlichen der 
Vergangenheit entsprechende Trends in der Entwicklung 
der Erwerbsneigung annimmt. 
Demnach ist der Anstieg des deutschen Erwerbsperso-
nenpotentials weiterhin vorwiegend demografisch bedingt, 
beruht also auf Verschiebungen in der Alters- und Ge-
schlechtsstruktur sowie einem Zuwachs der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter (demografische Komponente 1984: 
+ 215 000 Personen, 1985: + 130 000 Personen). Trendmä-
ßige Entwicklungen in der Erwerbsneigung der einzelnen 
Gruppen führen insgesamt in beiden Jahren zu einem An-
stieg von zusätzlich rd. 25 000 Personen (1984) bzw. rd. 
30 000 Personen (1985), während in den 70er Jahren per 
Saldo eine rückläufige Erwerbsneigung den demografisch 
bedingten Anstieg des deutschen Erwerbspersonenpotenti-
als gebremst hatte. 
Der dominierende demografische Einfluß läßt sich vor allem 
an der Entwicklung der Schulabgängerzahlen erkennen: 
Während um 1970 jährlich rd. 850 000 deutsche Abgänger 
aus dem Schulsystem (allgemeinbildende und berufsbildende 
Schulen) ins Erwerbspersonenpotential übergingen, stieg 
dieser Zustrom bis Anfang der 80er Jahre auf über 1,1 Mio. 
Personen pro Jahr an und geht erst gegenwärtig wieder 
langsam zurück (vgl. Tabelle 3 mit Zahlen für deutsche und 
ausländische Schulabgänger insgesamt)
7). Zeitweilig wurde 
diese „demografische Welle“ noch verstärkt durch vermin-
derte Abgänge in den Ruhestand, die im wesentlichen auf 
7) Zur Konzeption der Arbeitskräfte-Gesamtrechnung (AGR) vgl. Reyher, 
L., H.-U. Bach, „Arbeitskräfte-Gesamtrechnung“, Bestände und Bewegungen 
am Arbeitsmarkt, in: MittAB 4/1980 
8) IAB-Kurzbericht VI/1 vom 15. 10. 1984. Durch die Mitfinanzierung der 
Vorruhestandsregelung erwächst der BA außerhalb des AFG ein neues 
Aktionsfeld. Wenn weitere empirische Informationen zur Inanspruchnahme 
vorliegen, ist auch eine Berücksichtigung des Vorruhestands im 
Rahmen der Entlastungsrechnung (Beschäftigungswirkung und Entlastung der 
Arbeitslosenzahl) vorgesehen. Vgl. den Abschnitt „Arbeitsmarkt- 
politische Maßnahmen . . .“ und MittAB 4/1984, S. 439 (Übersicht 3). 
9)  Mittlere Variante der längerfristigen Vorausschau vgl. Klauder, W., u. a., 
in diesem Heft 
10) Vgl. Thon, M., a.a.O. 
die schwachen Geburtsjahrgänge des 1. Weltkrieges zurück-
gehen. 
Das im Rahmen der längerfristigen Projektion für 1984 
ermittelte Erwerbspersonenpotential wurde wegen der ver-
gleichsweise großen Zahl von Übersiedlern aus der Deut-
schen Demokratischen Republik geringfügig erhöht 
(+ 10 000 Personen). Für 1985 erfolgt andererseits im Hin-
blick auf die gesetzliche Vorruhestandsregelung und die 
bereits abgeschlossenen einschlägigen Tarifverträge ein 
Abschlag beim Erwerbspersonenpotential von rd. 90 000 
Personen
8). Je nach konkreter Ausgestaltung der einzelnen 
Tarifverträge wurde dabei eine unterschiedliche Inanspruch-
nahme durch diejenigen unterstellt, die die Voraussetzungen 
hierfür erfüllen (die Spanne der Annahmen reicht von 10% 
in der Metallindustrie bis zu 75% in der Bauwirtschaft). 
Allerdings handelt es sich nur um eine zeitlich befristete 
Reduzierung des Erwerbspersonenpotentials, weil die Rege-
lungen Ende der 80er Jahre wieder auslaufen sollen. Im 
Hinblick darauf, daß zu Beginn des Jahres 1985 die Inan-
spruchnahme stark hinter den Erwartungen zurückblieb, 
kann auch nicht ausgeschlossen werden, daß die damit ver-
bundene Potentialreduktion in diesem Jahr geringer ausfällt. 
Bei einer höheren Inanspruchnahme und/oder Ausweitung 
des Vorruhestands auf weitere Tarifbereiche ließe sich in den 
nächsten Jahren aber auch erreichen, daß der ansonsten zu 
erwartende (weiterhin sich abschwächende) Anstieg des 
deutschen Erwerbspersonenpotentials (1986: + 115000 
Personen, 1987: + 100 000 Personen, 1988: + 65 000 Perso-
nen)
9) aufgefangen oder sogar überkompensiert wird, d. h. 
der Arbeitsmarkt stärker noch als bislang erkennbar entla-
stet wird. 
Auch das ausländische Erwerbspersonenpotential wurde 
neuberechnet, wobei allerdings im Hinblick auf die statisti-
sche Ausgangslage methodisch enge Grenzen bestehen
10). 
Dabei sind insbesondere die Wanderungsbewegungen über 
die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland hinweg von 
Bedeutung, die eine beachtliche konjunkturelle Kompo-
nente aufweisen, politischer Einflußnahme unterliegen und 
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Gemeinschaft selbst kurzfristig nur schwer prognostizierbar 
sind. 
Allein von den in der Bundesrepublik lebenden ausländi-
schen Jugendlichen wachsen jährlich über 100 000 Personen 
in das erwerbsfähige Alter hinein (1984: + 125 000 Erwerbs-
personen durch Übergang vom Schulsystem in das Erwerbs-
leben). Weitere Verschiebungen in der Alters- und Ge-
schlechtsstruktur sowie Unterbrechungen der Erwerbstätig-
keit und das übliche Ausscheiden aus dem Erwerbsleben 
führen allerdings dazu, daß bei ausgeglichener Wanderungs-
bilanz der demografisch bedingte Zuwachs des ausländi-
schen Erwerbspersonenpotentials per Saldo geringer ausfällt 
(+ 50 000 Personen pro Jahr)
11). 
Im Jahre 1983 wanderten – ohne direkte politische Einfluß-
nahme – 425 000 Ausländer aus der Bundesrepublik ab, 
275 000 zogen (erstmals oder erneut) in die Bundesrepublik. 
Während die Fortzüge über die Jahre – mit zuletzt leicht 
steigender Tendenz – ziemlich gleichförmig erfolgten, sind 
die Zuzüge offenbar stark konjunkturabhängig (Schaubild 
1). Sie lagen in den letzten Jahren deutlich unter dem gegen 
Ende der 70er Jahre (wieder) erreichten hohen Niveau 
(1980: + 630 000 Zuzüge) und auch unterhalb der Zahl der 
Fortzüge, so daß 1983 durch die Wanderungsbewegungen 
per Saldo rd. 150 000 ausländische Staatsbürger weniger in 
der Bundesrepublik lebten als ein Jahr zuvor. Seit 1982 ist 
damit die in der Bundesrepublik Deutschland lebende aus-
ländische Wohnbevölkerung leicht rückläufig (Schaubild 2). 
Die bis zum 3. Quartal 1984 vorliegenden Wanderungszah-
len lassen die zusätzliche Wirkung des Rückkehrförderungs-
gesetzes deutlich erkennen, vor allem im 3. Quartal, als rd. 
200 000 Ausländer abwanderten, 75 000 mehr als im 3. 
Quartal 1983. Allerdings haben auch die Zuzüge wieder eine 
leicht steigende Tendenz, wofür sicher die konjunkturelle 
Besserungstendenz den Ausschlag gibt. 
Per Saldo hat sich 1984 die Ausländerbevölkerung in der 
Bundesrepublik um ca. 250 000 Personen vermindert, wor-
aus sich ein wanderungsbedingter Rückgang des ausländi-
schen Erwerbspersonenpotentials von rd. 120 000 Personen 
ergibt. 
Nimmt man die demografische Entwicklung und die Wan-
derungssalden zusammen und unterstellt eine im wesentli-
chen unveränderte Erwerbsneigung, so errechnet sich für 
1984 insgesamt ein Rückgang des ausländischen Arbeitskräf-
teangebots um 70 000 Personen. 
Im Hinblick auf das Auslaufen der Rückkehrförderung und 
die erwartete leichte Besserung am Arbeitsmarkt dürfte 1985 
der negative Wanderungssaldo nicht mehr so hoch ausfallen 
wie im Vorjahr. Dies bedeutet, daß auch das ausländische 
Erwerbspersonenpotential nicht mehr so stark abnimmt 




6  MittAB 1/85 2. Zur Existenz, Struktur und „Arbeitsmarktnähe“ der 
Stillen Reserve 
Immer wieder wird die Frage aufgeworfen, warum denn bei 
einer Analyse der Arbeitsmarktsituation neben der Erwerbs-
tätigkeit und der Arbeitslosigkeit auch noch ein „Erwerbs-
personenpotential“ und eine „Stille Reserve“ zu berücksich-
tigen seien. Ist es überhaupt realistisch zu unterstellen, daß 
eine große Zahl von Personen in der Bundesrepublik 
Deutschland weder erwerbstätig noch als Arbeitslose regi-
striert und doch als potentielle Erwerbspersonen zu berück-
sichtigen sind? Welche Personengruppen sind dies, und 
inwieweit suchen sie tatsächlich eine Arbeit? Diesen Fragen 
wurde hier wiederholt nachgegangen
12), sie stellen sich aber 
erneut auch im Hinblick auf die jetzt vorgelegten Neube-
rechnungen.
13) 
Empirische Anhaltspunkte zur Existenz  einer derartigen 
Personengruppe ergeben sich zunächst und vorrangig aus 
einer näheren Betrachtung der globalen Arbeitsmarktbilanz: 
In den letzten 15 Jahren hat es lediglich vier Jahre gegeben 
(1972, 1974, 1983, 1984), in denen die Veränderung der 
Erwerbstätigenzahlen, wie oft erwartet wird, der Größen-
ordnung nach mit vergleichbaren Änderungen der Arbeits-
losenzahlen (mit umgekehrtem Vorzeichen) einherging. In 
weiteren vier Jahren stiegen oder sanken Erwerbstätigen-
und Arbeitslosenzahlen gleichzeitig, zuletzt 1980 
(+ 265 000 Erwerbstätige, + 13 000 Arbeitslose). In den 
übrigen Jahren sind die Veränderungen in beiden Zeitreihen 
zwar in erwartbarer Weise gegenläufig, aber der Größenord-
nung nach unterschiedlich (z. B. 1981: – 203 000 Erwerbstä-
tige, + 383 000 Arbeitslose). 
Solche Diskrepanzen und mehr noch gleichgerichtete Verän-
derungen der Arbeitslosen- und Erwerbstätigenzahlen sind 
erklärungsbedürftig: Sie beruhen zum einen darauf, daß sich 
das Angebot an Arbeitskräften auch unabhängig von der 
aktuellen Arbeitsmarktentwicklung verändert. Wesentlicher 
Anhaltspunkt hierzu aus den letzten Jahren: das unüberseh-
bare Nachrücken geburtenstarker Jahrgänge in das Erwerbs-
leben. Zugleich schieden schwach besetzte Jahrgänge aus 
dem Erwerbsleben aus, und es gab auch weitere Verschie-
bungen in der Alters- und Geschlechtsstruktur. Dies alles 
macht die „demografische Komponente“ in der Verände-
rung des Erwerbspersonenpotentials aus. So wurde – weit-
gehend aus demografischen Gründen – der kräftige Er-
werbstätigenanstieg im Jahre 1980 durch einen annähernd 
gleich hohen Anstieg des Erwerbspersonenpotentials „auf-
gezehrt“, die Zahl der Arbeitslosen (und der Stillen Reserve) 
veränderte sich folglich kaum. 
Bei einer Quantifizierung des Arbeitskräfteangebots geht es 
allerdings nicht nur um demografische Veränderungen 
12) So fanden hierzu in den Jahren 1978 und 1980 zwei Forschungstreffen im 
IAB statt, an dem sich die wichtigsten mit diesen Fragen befaßten For-
schungsinstitute und politischen Institutionen beteiligten. Die Ergebnisse 
wurden in BeitrAB 44 und BeitrAB 56 veröffentlicht. Vgl. auch den IAB- 
Kurzbericht vom 9. 9. 77 (BeitrAB 42, Seite 107 ff.) und Autorengemein-
schaft, der Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland 1983 und 
1984 – insgesamt und regional, in: MittAB 4/1983, Seite 332 
13)  Vgl. Thon, M., a.a.O. Die vollständige Arbeitsmarktbilanz ab 1970 ist 
enthalten in: Autorengemeinschaft (MittAB 4/1984) a.a.O., Übersicht 1. 
14) Die Tatsache, daß in Deutschland in dem erwähnten Beispiel die Entwicklung 
weitaus weniger „stürmisch“ verlaufen ist als in so unterschiedlichen 
Ländern wie die Vereinigten Staaten und Schweden, ist zusätzlich als 
Indiz dafür zu werten, daß hier möglicherweise die Abdrängung vom 
Arbeitsmarkt in „Alternativrollen“ (Hausfrauentätigkeit in diesem Fall), 
d. h. also der Aufbau einer statistisch nicht registrierten Stillen Reserve, 
eine größere Rolle spielen könnte als in einigen anderen Ländern, in denen 
andere Traditionen eine Rolle spielen. Vgl. auch die Typisierung bei 
Franzen, D., Altersspezifische Frauenerwerbsquoten im internationalen 
Vergleich, in: BeitrAB 56. 
(Bevölkerungswachstum, Verschiebungen in der Alters- und 
Geschlechtsstruktur, u. a.), sondern auch die Erwerbsnei-
gung ändert sich. Dies zeigt z. B. die Entwicklung der 
effektiven  Erwerbsquoten (Erwerbstätige und Arbeitslose 
bezogen auf die jeweilige Wohnbevölkerung) für einzelne 
Bevölkerungsgruppen in verschiedenen Ländern: So stieg 
diese Erwerbsquote für verheiratete Frauen im Alter von 35 
bis 44 Jahren zwischen 1970 und 1980 in Schweden um 19 
Prozentpunkte; in den USA um 15, in Großbritannien um 
13 und in der Bundesrepublik Deutschland um 9 Prozent-
punkte (Übersicht 2). 
 
Wohlgemerkt, hierbei handelt es sich um statistische Beob-
achtungen, die unabhängig von jeglicher Potentialberech-
nung gemacht wurden. Sie müssen Ausgangspunkt sein für 
eine realistische Abschätzung der künftigen Erwerbsbeteili-
gung, die eben nicht – schon gar nicht für längere Zeiträume 
– als konstant unterstellt werden kann.
14) 
So ist auch darauf hinzuweisen, daß in den 70er Jahren die 
durchschnittliche Erwerbsneigung der Deutschen insgesamt 
rückläufig war, weil die abnehmende Erwerbstätigkeit der 
Jugendlichen und der Älteren die zunehmende Erwerbstä-
tigkeit verheirateter Frauen überkompensiert hat. Ohne 
Berücksichtigung der Veränderung der Erwerbsneigung hät-
ten in diesen Jahren höhere Potentialzuwächse (und damit 
eine höhere Stille Reserve) ausgewiesen werden müssen. 
Zum anderen gibt es Arbeitsuchende, die sich (z. B. bei 
fehlenden Leistungsansprüchen nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz) nicht oder nicht mehr arbeitslos melden, bzw. 
Personengruppen, die bei schlechten Arbeitsmarktverhält-
nissen auf eine Erwerbsbeteiligung verzichten (müssen), die 
aber bei Besserungstendenzen – auch statistisch erfaßbar -
wieder auf dem Arbeitsmarkt in Erscheinung treten. Sie 
werden als „Stille Reserve“ bezeichnet und sind Teil des 
Erwerbspersonenpotentials, nicht jedoch der für einen Zeit-
punkt statistisch ermittelten effektiven Erwerbspersonen 
(= Erwerbstätige und registrierte Arbeitslose). Schon die 
Tatsache, daß in der Bundesrepublik Deutschland (anders 
als z. B. in den USA) nur solche Arbeitslose erfaßt werden, 
die sich beim Arbeitsamt melden, macht die Existenz einer 
nicht registrierten Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik 
wahrscheinlich. 
So wurde 1975 ein beträchtlicher Teil des Beschäftigungsein-
bruchs (- 750 000 Erwerbstätige) durch den Aufbau der 
Stillen Reserve (+ 220000 Personen) „aufgefangen“; das 
Erwerbspersonenpotential verminderte sich per Saldo nur in 
geringem Umfang (- 40 000 Personen) und bremste insoweit 
auch etwas den Anstieg der Arbeitslosenzahlen, der mit 
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Rückgang der Erwerbstätigenzahlen zu vermuten gewesen 
wäre. 
Umgekehrt nährt dies aber auch die Erwartung, daß ein 
anhaltender Beschäftigungsaufschwung nur teilweise zu 
einem Rückgang der Arbeitslosenzahl führt. Gleiches gilt 
auch für die Wirkung der arbeitszeit- und arbeitsmarktpoli-
tischen Instrumente, deren „Entlastung der Arbeitslosig-
keit“ (im Sinne der registrierten Arbeitslosenzahlen) in reali-
stischer Perspektive z. T. geringer veranschlagt werden muß 
als ihre eigentliche Beschäftigungswirkung (vgl. hierzu den 
nachfolgenden Teil über arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen). 
Ähnliche Erfahrungen („säkulare“ Veränderungen des 
Arbeitskräfteangebots und „Konjunkturreagibilität“ der 
Erwerbsbeteiligung) wurden auch in anderen Ländern, 
namentlich in den USA gemacht.
15) Auch unter den ganz 
anderen Voraussetzungen der Weltwirtschaftskrise gab es 
Anfang der 30er Jahre im Deutschen Reich nicht registrierte 
Arbeitslosigkeit in großem Umfang: Eine – von der Daten-
lage her nur mögliche – Hilfsrechnung im Hinblick auf das 
damalige Erwerbspersonenpotential
16) führt für 1932/33 zu 
einer Stillen Reserve von rd. 2½ Mio. Personen, bei rd. 5 
Mio. statistisch erfaßten Arbeitslosen. 
Läßt sich durch solche Beobachtungen und Überlegungen 
auch die Existenz einer Stillen Reserve plausibel machen, 
bleibt doch die Frage nach ihrer Struktur und Affinität zum 
statistisch erfaßten, sozusagen „amtlichen“ Teil des Arbeits-
markts. Wesentliche Anhaltspunkte hierzu bietet die Neu-
berechnung des Erwerbspersonenpotentials selbst: Sie 
wurde nach Alter, Geschlecht, Deutschen/Ausländern und 
zum Teil auch nach Familienstand desaggregiert durchge-
führt, so daß letztlich für jede Gruppe getrennt eine Stille 
Reserve ermittelt und auch ausgewiesen wurde
17). In größeren 
Gruppen zusammengefaßt hatte demnach 1982 die Stille 
Reserve folgende Struktur: 
 
15) Vgl. Werner, H., Versuche zur Ermittlung einer konjunkturellen Arbeits-
kräftereserve in den USA – Ansätze, Probleme, in: Mertens, D., W. 
Klauder  (Hrsg.),   Probleme  der  Messung  und  Vorausschätzung  des 
Erwerbspersonenpotentials, BeitrAB 44, Nürnberg, 1980 
16) Interpolation der globalen Erwerbsquoten von Ende der 20er Jahre und 
Ende der 30er Jahre. Vgl. hierzu auch die schon in den 30er Jahren 
erschienene Monographie von Hemmer, W., Die „unsichtbaren“ Arbeitslosen, 
Zeulenroda, 1935 und Klauder, W., Arbeitskräfte-Potentialrechnung, in: 
Mertens, D. (Hrsg.), Konzepte der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
BeitrAB 70, Nürnberg, 1982, S. 102 (Fußnote 6) 
17) Thon, M., a.a.O. 
18)  Im Hinblick auf die geringe und weiterhin abnehmende quantitative 
Bedeutung der Erwerbstätigkeit in diesem Alter wurde eine Stille Reserve 
bei über 65jährigen nicht mehr errechnet. 
19)  Vgl. Brinkmann, Ch., Erwerbsbeteiligung und Arbeitsmarktverhältnisse: 
Neue empirische Ergebnisse zur „Entmutigung“ und zusätzlichen „Ermu-
tigung“ von weiblichen Erwerbspersonen, in: BeitrAB 44, S. 134 
Die Stille Reserve besteht nach diesen Schätzungen nur zu 
weniger als einem Fünftel aus der „klassischen Gruppe“ der 
verheirateten Frauen mittlerer Altersjahrgänge, während 
mehr als die Hälfte Jugendliche unter 25 Jahre oder Perso-
nen im Alter von 55 bis 65 Jahren sind.
18) Dies wird in der 
Diskussion nicht immer ausreichend berücksichtigt und soll 
im folgenden Ausgangspunkt für weitergehende Überlegun-
gen zur Strukturierung und zur Arbeitsmarktnähe der aus-
gewiesenen Stillen Reserve sein. 
Im Hinblick auf die Arbeitsmarktnäbe  kommen auf der 
individuellen („Mikro-“)Ebene eine Reihe von Indikatoren 
in Betracht, die in empirischen Befragungen auch verwendet 
wurden:
19) Es geht vor allem um die aktive Suche nach einer 
Arbeit ohne Einschaltung des Arbeitsamtes (jederzeit, in der 
letzten Woche, im letzten Monat, in den letzten 12 Monaten 
usw.), die Verfügbarkeit (sofort, nach einer kurzen Über-
gangszeit, nach einer längeren Übergangszeit), die Dring-
lichkeit einer Arbeitsaufnahme oder auch (falls nicht aktuell 
um Arbeit nachgesucht wird) um die artikulierten Gründe 
für eine Nichterwerbstätigkeit, wenn grundsätzlich der 
Wunsch nach Arbeitsaufnahme besteht (z. B.: in der Ver-
gangenheit am Ort oder in der weiteren Umgebung kein 
geeigneter Arbeitsplatz/Teilzeitarbeitsplatz zu finden). 
Bei solchen möglichen Differenzierungen, die sich auf die 
Gegenwart oder die jüngste Vergangenheit beziehen, darf 
jedoch nicht vergessen werden, daß es von der Zielsetzung 
her darum geht, künftige  Verhaltensweisen (effektive Er-
werbsbeteiligung bestimmter Gruppen) abzuschätzen, und 
zwar unter der Voraussetzung guter bzw. sich erheblich 
bessernder Arbeitsmarktverhältnisse, die dann – wie in der 
Vergangenheit – einen „Sog“ auf die Erwerbsbeteiligung 
ausüben. Dies läßt sich durch aktuell abfragbare Einstellun-
gen und konkrete Arbeitsmarktaktivitäten nur höchst un-
vollkommen abbilden. 
Die Vielzahl der möglichen Differenzierungen und Zweifel 
im Hinblick auf ihre Relevanz lassen jeden Schnitt durch das 
„Abdrängungskontinuum“ von der empirischen Seite her 
willkürlich erscheinen. Man könnte aber von der individuel-
len Verhaltens- und Bewußtseinsebene innerhalb der Stillen 
Reserve zumindest folgende drei Typen unterscheiden, 
wobei die Fristigkeit,  mit der eine Wiederaufnahme der 
Arbeit erfolgen kann, eine entscheidende Rolle spielt, und 
die Frage, ob die Betroffenen selbst überhaupt wieder dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen: 
1)  Personen, die ohne Einschaltung des Arbeitsamtes zu-
mindest latent auf Arbeitsuche und kurzfristig verfügbar 
sind, die also jede sich bietende realistische Beschäftigungs- 
chance sofort nutzen werden. 
2)  Personen, die „aus der Not eine Tugend“ gemacht haben 
und die Chance von finanziell und sozial zumindest halb-
wegs akzeptablen Alternativrollen (z. B. als Hausfrau oder 
im Bildungssystem) genutzt und sich zeitweilig aus dem 
Erwerbsleben zurückgezogen haben, die sich in Zukunft 
bietende Erwerbschancen als Person wieder nutzen werden 
(bzw. müssen), die aber u. U. je nach eingegangenen Ver-
pflichtungen erst nach einer gewissen Zeit (z. B. nach Been-
digung einer Zusatzausbildung) wieder für den Arbeits-
markt verfügbar sind. 
3)  Personen, die (z. B.  als Rentner) endgültig aus dem 
Erwerbsleben ausgeschieden sind, die Arbeitsuche aufgege-
ben haben, auch nicht mehr arbeiten wollen und auch in 
Zukunft als Person nicht mehr auf dem Arbeitsmarkt in 
Erscheinung treten werden. Die tatsächliche Erwerbsbeteili-
gung (die zu beobachtende gruppenspezifische Erwerbs- 
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entscheidend – bei einer Besserung der Arbeitsmarktlage 
trotzdem wieder ansteigen, weil nachrückende Altersjahr-
gänge an ihre Stelle treten. Sie werden also nur im Zuge der 
nachrückenden „Alterskohorten“ auf dem Arbeitsmarkt 
„ersetzt“. 
Zur Konkretisierung dieser Kohorten-Vorstellung beim 
dritten Typus dienen folgende modellhafte Überlegungen: 
Es wird unterstellt, daß alle Betroffenen im Alter von 60 
oder mehr Jahren der „59er-Regelung“ entsprechend mit 
dem 60. Lebensjahr das vorgezogene Altersruhegeld erhal-
ten haben, damit als Zugang zur Stillen Reserve aufzufassen 
sind und mit Erreichen des 63. Lebensjahres (normale flexi-
ble Altersgrenze) aus der Stillen Reserve wieder ausscheiden. 
Dies bedeutet, daß bei einer Besserung am Arbeitsmarkt 
keine Neuzugänge dieser Art zur Stillen Reserve mehr erfol-
gen, womit dieser Teil der Stillen Reserve innerhalb von drei 
Jahren über die nachrückenden Alterskohorten (die eben 
nicht mehr gleichermaßen in den vorzeitigen Ruhestand 
überwechseln können) wieder aufgelöst wird und stattdes-
sen die Zahl der Erwerbstätigen in dieser Altersgruppe 
entsprechend anwächst – aber nicht aus der Arbeitslosigkeit! 
Diese Überlegungen und Differenzierungen lassen erwarten, 
daß die Stille Reserve kurzfristig (innerhalb eines Jahres) 
nicht vollständig auflösbar sein wird, sondern einige Teile 
nur mittelfristig, im Verlauf von mehreren Jahren. Dies ist 
für eine realistische Beurteilung der Stillen Reserve sicher 
von Bedeutung, darf aber nicht mißverstanden werden: 
Angesichts der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
muß auch davon ausgegangen werden, daß ein vollständiger 
Abbau der registrierten Arbeitslosigkeit (der nunmehr 
erreichten Höhe) nur als mehrjähriger Prozeß erfolgen 
kann, in dessen Verlauf dann auch die Auflösung von den 
Teilen der Stillen Reserve zu erwarten ist, die auf der 
Mikroebene kurzfristig allenfalls als passives Potential iden-
tifizierbar sind. 
Welche Relevanz hat dies nun für einzelne Teilgruppen der 
Stillen Reserve, und welche empirischen Anhaltspunkte zur 
weiteren Strukturierung gibt es? 
Zunächst zu den Jugendlichen unter 25 Jahren, von denen 
innerhalb der Stillen Reserve fast jeder zweite noch nicht 20 
Jahre alt ist. Zum einen handelt es sich in nicht bekanntem 
Umfang um Arbeitsuchende, die sich wegen fehlender Lei-
stungsansprüche (Berufsanfänger) und geringer Vermitt-
lungsaussichten durch das Arbeitsamt dort nicht arbeitslos 
melden. Zum Teil stehen ihnen Alternativen im regulären 
Bildungssystem zur Verfügung („Warteschleife“, Zweitstu-
dium, verlängerte Allgemeinbildung oder schulische Ausbil-
dung statt oder vor einer angestrebten betrieblichen Ausbil-
dung). Weiterhin wurden spezielle Auffang-Maßnahmen für 
Jugendliche eingeführt bzw. in direktem Zusammenhang 
mit der Arbeitsmarktsituation erheblich ausgeweitet: Ein 
über einen bestimmten Sockel hinausgehender Teil der Teil-
nehmer an berufsvorbereitenden Maßnahmen der BA und 
20) Vgl. Kaiser, M., Situation und Entwicklungen von Arbeitsloseninitiativen, 
„neuen Selbständigen“ und alternativen Projekten, in: Das Große Lexikon 
der Berufe, Westermann-Verlag, 1984. 
21)  Im Hinblick auf Erwerbsunfähigkeitsrenten spielt es eine Rolle, daß 
Arbeitslose mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit, die nicht mehr 
vollschichtig arbeiten können, nach einjährigem erfolglosen Versuch der 
Arbeitsämter, einen Teilzeitarbeitsplatz zu vermitteln, einen Rentenanspruch 
erwerben. 
22) Zur Anlage der Untersuchung vgl. Brinkmann, Ch., K. Schober, Methoden 
und erste Ergebnisse aus der neuen Verlaufsuntersuchung des IAB bei 
Arbeitslosen (Zugänge November 1981), in: MittAB 4/1982. 
am freiwilligen sozialen Jahr ist deshalb der Stillen Reserve 
zuzurechnen. Dies ist sogar ein besonders konkretisierbarer 
Fall: Solche Maßnahmenteilnehmer können erhältliche 
Arbeit sofort aufnehmen, also auch aus der laufenden Maß-
nahme zwecks Arbeitsaufnahme ausscheiden. Darüber hin-
aus bleibt ein Teil (vor allem der weiblichen Jugendlichen) 
über das andernfalls erwartbare Maß hinaus im elterlichen 
Haushalt oder im Haushalt des Partners. Schließlich ist auch 
an Beschäftigungsmöglichkeiten im statistisch nicht erfaßten 
Bereich der „alternativen“ Ökonomie zu denken, zu dem 
Jugendliche, insbesondere auch Absolventen weiterführen-
der schulischer Ausbildungsgänge, eine größere „Affinität“ 
haben als z. B. erwachsene Arbeitslose.
20) 
Die genannten Teilgruppen vollständig zu quantifizieren 
wäre nur mit großen Vorbehalten möglich und soll an dieser 
Stelle gar nicht erst versucht werden. Wichtiger erscheint im 
vorliegenden Zusammenhang folgende Feststellung: Unab-
hängig von der Frage, ob Jugendliche, die der Stillen Reserve 
(bzw. der „Dunkelziffer“ der Arbeitslosigkeit) zugeordnet 
werden, aktuell eine reguläre Arbeit suchen, ob sie in andere 
gesellschaftliche Bereiche abgedrängt wurden oder ob der 
„Fehlstart“ ins Berufsleben zu „deviantem“ Verhalten 
(Alkohol- und Drogenabhängigkeit, Kriminalität) zumin-
dest beigetragen hat – der Abbau der erkennbaren Stillen 
Reserve bei Jugendlichen hat wie der Abbau der registrierten 
Jugendarbeitslosigkeit aus sozialpolitischen und allgemeinen 
gesellschaftspolitischen wie auch – wegen des künftigen 
Arbeitskräftebedarfs – aus strikt wirtschaftspolitischen 
Gründen Priorität. Hieraus folgt auch, daß die bei Jugendli-
chen nachweisbare Stille Reserve in voller Höhe arbeits-
marktpolitische Relevanz besitzt, sei es im Hinblick auf 
jugendspezifische Maßnahmen, sei es im Hinblick auf eine 
„spontane“ Verminderung im Falle der Besserung der 
Beschäftigungslage, auch wenn ihre vollständige Auflösung 
(vor allem im Hinblick auf die mit einer zusätzlichen Bil-
dungsbeteiligung eingegangenen Verpflichtungen) nur 
innerhalb eines größeren Zeitraums erwartet werden kann. 
Soweit sich bei Arbeitnehmern im Alter von 55 und mehr 
Jahren (z. T. auch schon in den davorliegenden Altersgrup-
pen) eine Stille Reserve gebildet hat, handelt es sich weitge-
hend um vorgezogenen Ruhestand, der im unmittelbaren 
oder mittelbaren Zusammenhang mit der schlechten Ar-
beitsmarktsituation steht (vorwiegend Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben nach einjähriger Arbeitslosigkeit und Errei-
chen des 60. Lebensjahres und – über einen bestimmten 
Sockel hinausgehende – Erwerbsunfähigkeitsrenten).
21) 
Arbeitslosen-Verlaufsuntersuchungen lassen erkennen, daß 
nur ein sehr kleiner Teil von solchen ausgegliederten ehema-
ligen Arbeitslosen nach dem vorzeitigen Ausscheiden als 
Rentner noch an einer Arbeitsaufnahme interessiert ist bzw. 
aktiv eine Arbeit sucht: Nur 6% derjenigen ehemaligen 
Arbeitslosen, die (zur Zeit der Befragung im Jahre 1983, 
d. h. l 1/2 Jahre nach Beginn der Arbeitslosigkeit) als Rent-
ner vorzeitig aus dem Erwerbsleben ausgeschieden waren, 
suchen unabhängig vom Arbeitsamt weiterhin eine Arbeit; 
6% würden zusätzlich u. U. doch eine Arbeit aufnehmen, 
wenn sie in der Nähe ein günstiges Arbeitsangebot erhiel-
ten.
22) Es kann unterstellt werden, daß die konkret betroffe-
nen Personen kaum mehr eine Arbeit aufnehmen werden. 
Gleichwohl geschieht ihre Zuordnung zur Stillen Reserve zu 
Recht, wie die oben aufgeführten modellhaften Überlegun-
gen im Hinblick auf nachrückende Alterskohorten gezeigt 
haben. 
Für die „klassische“ Stille Reserve der verheirateten Frauen 
mittlerer Altersjahrgänge ist vor allem die traditionelle 
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knüpfenden Möglichkeiten der persönlichen Umorientie-
rung von Bedeutung. Als empirischer Anhaltspunkt für 
konkrete Arbeitsmarktaktivitäten dieser Gruppe kann wie-
derum ein Befragungsergebnis aus der jüngsten Arbeitslo-
sen-Verlaufsuntersuchung des IAB dienen: Demnach such-
ten 35% der im Haushalt verbliebenen ehemaligen Arbeits-
losen zur Zeit der Befragung unabhängig vom Arbeitsamt 
eine Arbeit, weitere 22% würden u. U. eine Arbeit aufneh-
men, wenn sie in der Nähe ein günstiges Arbeitsangebot 
erhielten. 
Beide Teilgruppen lassen sich als Zustrom zur Stillen 
Reserve interpretieren, wobei gut 60% von ihnen aktiv eine 
Arbeit suchen. Dies läßt sich allerdings nicht unbedingt auf 
spätere Zeitpunkte (u. U. mehrere Jahre nach Beendigung 
der Arbeitslosigkeit) übertragen. Auch dürften mit zuneh-
mendem Alter der Betroffenen die Arbeitsmarktaktivitäten 
nachlassen. Trotzdem ist mit ihrer Wiederkehr zu rechnen, 
zumal in vielen Fällen die Zugehörigkeit zur Stillen Reserve 
auch das Vorziehen und Verlängern einer „regulären“ 
Unterbrechung der Erwerbstätigkeit bedeuten kann, nach 
der dann wieder intensiv eine Arbeit gesucht wird. Selbst bei 
der gegenwärtig schlechten Arbeitsmarktsituation sind rd. 
135 000 arbeitslos gemeldete Frauen solche Rückkehrerin-
nen, die nach einer Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 
erneut eine Arbeit aufnehmen wollen (und als solche nach 
§ 2 des Arbeitsförderungsgesetzes eine besondere Ziel-
gruppe der Arbeitsmarktpolitik sind). 
Im Hinblick auf männliche Angehörige der Stillen Reserve 
in den mittleren Altersgruppen und die nicht verheirateten 
Frauen dieses Alters läßt sich nicht gleichermaßen mit empi-
rischen Anhaltspunkten zur Arbeitsmarktnähe argumentie-
ren, weil hier Informationen über die konkreten Lebensum-
stände der Betroffenen weitgehend fehlen. Vorzeitige 
(Erwerbsunfähigkeits-)Renten, Einkommen aus Nichter-
werbsarbeit und die neuartigen Rollenverpflichtungen eines 
Hausmannes dürften ebenso eine Rolle spielen wie Prozesse 
der Marginalisierung und Ausgrenzung, insbesondere über 
zunehmende Obdachlosigkeit. Ihr Anteil an der Stillen 
Reserve – immerhin 13% (Männer, 25 bis unter 55 Jahre) 
bzw. 6% (nicht verheiratete Frauen, 25 bis unter 55 Jahre) -
mag verblüffend hoch erscheinen. Er liegt jedoch bei Män-
nern dieser Altersgruppe weit unter dem entsprechenden 
Anteil am Erwerbspersonenpotential (38%) und bewegt sich 
bei verheirateten wie nicht verheirateten Frauen mittleren 
Alters in der Größenordnung ihres Anteils am Erwerbsper-
sonenpotential. 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß vom Berechnungs-
verfahren her die bei Ausländern ausgewiesene Stille Reserve 
eher als Untergrenze aufzufassen ist,
23) weil nur Analogie-
schlüsse zu den entsprechenden Alters- und Geschlechts-
gruppen der Deutschen möglich waren. Zwar ist die weitere 
gruppenspezifische Unterteilung der ausländischen Stillen 
Reserve deshalb auch problematisch; immerhin gehört aber 
nach der vorliegenden Rechnung jeder Dritte auch zu den 
unter 25jährigen, auf deren besondere Problemlage bereits 
eingegangen wurde. 
23) Vgl. die entsprechenden methodischen Hinweise bei Thon, a.a.O. Eine 
weitere, in Kiel angestellte Untersuchung zur Stillen Reserve bei Ausländern 
kommt zu einer erheblich höheren Schätzung. Vgl. Schmidt, R., 
Offene und verdeckte Arbeitslosigkeit bei Ausländern in der Bundesrepublik 
Deutschland, in: Die Weltwirtschaft, H. l, 1983, S. 54 ff. 
24)  Vgl. Brinkmann, Ch., Die individuellen Folgen langfristiger Arbeitslosigkeit.   
Ergebnisse   einer   repräsentativen   Längsschnittuntersuchung,   in: 
MittAB 4/1984. 
So ergibt sich aus den aufgezeigten Strukturen der Stillen 
Reserve und den Differenzierungen im Hinblick auf ihre 
„Nähe“ zum Arbeitsmarkt ein facettenreiches Bild, aus dem 
sich für einzelne Gruppen durchaus unterschiedliche sozial-
politische Bewertungen ableiten lassen. 
Sicher wäre es irreführend, bei allen Teilgruppen gleicher-
maßen hohe finanzielle und psycho-soziale Belastungen zu 
unterstellen, wie auch sowohl die Leistungsempfänger als 
auch die Nichtleistungsempfänger unter den registrierten 
Arbeitslosen in dieser Hinsicht jeweils sehr unterschiedliche 
Teilgruppen enthalten.
24) Zumindest im Falle eines vorgezo-
genen Rentenbezugs und eines (vorgezogenen) Ausschei-
dens als Hausfrau kann häufig eine vergleichsweise gute 
finanzielle (wenn auch nicht immer psycho-soziale) Absi-
cherung angenommen werden. Trotzdem dürften sich mit 
der Abdrängung in die Stille Reserve für den einzelnen oft 
auch große Belastungen ergeben, auf die z. T. (im Hinblick 
auf die betroffenen Jugendlichen) auch schon hingewiesen 
wurde. Die Tatsache, daß sich Arbeitsuchende ohne Lei-
stungsansprüche nach dem AFG nach längeren vergeblichen 
Vermittlungsbemühungen des Arbeitsamtes nicht mehr 
(regelmäßig) melden, darf jedenfalls nicht pauschal als Indiz 
dafür gelten, daß keine individuelle Notlage besteht. Sogar 
das Gegenteil kann der Fall sein: Gerade die Notlage kann 
zu solchen Ausgliederungs-Syndromen führen, so daß 
Behördenkontakten immer mehr Schwierigkeiten entgegen-
stehen. 
Im Hinblick auf die arbeitsmarktpolitische  Ausgangsfrage 
erscheint es zwar für Teilgruppen der Stillen Reserve durch-
aus möglich, eine Differenzierung z. B. danach vorzuneh-
men, ob und inwieweit gegenwärtig einzelne Personen von 
ihnen aktiv auf dem Arbeitsmarkt in Erscheinung treten. 
Unterstellt man einmal grob vereinfachend, daß innerhalb 
der Stillen Reserve keiner der über 55jährigen, alle unter 
25jährigen und die Hälfte aller übrigen Teilgruppen in die-
sem Sinne aktiv sind, dann wären dies im Jahre 1984 immer-
hin rd. 750 000 Personen (bei einer Stillen Reserve von 
insgesamt 1,35 Mio. Personen). 
Darüber hinaus geht es jedoch vor allem darum, die künftige 
Erwerbsbeteiligung bestimmter Gruppen bei guten Arbeits-
marktverhältnissen abzuschätzen. Nach allen bisherigen 
empirischen Erfahrungen ist damit zu rechnen, daß parallel 
zu einem erheblichen Abbau der Arbeitslosigkeit (oder mit 
einem gewissen Zeitverzug) auch eine entsprechende Ver-
minderung der Stillen Reserve erfolgt. 
Eine Teilauflösung der Stillen Reserve ist – abhängig von den 
Arbeitsmarktverhältnissen – in kurzfristiger Perspektive 
zumindest in dem Umfang wahrscheinlich, in dem die kon-
kreten Personen latent auf Arbeitsuche geblieben sind; als 
Schätzgröße mag für 1984 die aufgeführte Zahl von 750 000 
Personen dienen. Mittelfristig ist die Stille Reserve in voller 
Höhe arbeitsmarktpolitisch relevant, institutionelle Gege-
benheiten wie bislang erkennbare Verhaltensweisen machen 
es notwendig, sie bei allen entsprechenden arbeitsmarktpoli-
tischen Überlegungen und Aktivitäten – als Teil der Realitä-
ten des Arbeitsmarktes – mit in Betracht zu ziehen. Um die 
im Arbeitsförderungsgesetz wie im „Stabilitäts- und Wachs-
tums-Gesetz“ von 1969 vorgegebene Zielsetzung eines 
hohen Beschäftigungsstandes zu erreichen, ist die Auflösung 
auch der Stillen Reserve nicht nur geboten, sondern in 
mittelfristiger Perspektive geradezu unvermeidlich. Schließ-
lich wird bei einem möglichen Arbeitskräftemangel in den 
90er Jahren auch dieser Teil des Arbeitskräftepotentials 
dringend benötigt. 
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1. Zur Entwicklung der Erwerbstätigkeit nach Haupt-
wirtschaftsbereichen 
Die Erörterung der aktuellen Beschäftigungssituation soll 
hier vor allem auch mit einem Rückblick auf die Hauptent-
wicklungslinien in den vergangenen 25 Jahren verbunden 
werden. Dabei wird deutlich, welche beträchtlichen Ver-
schiebungen z. B. in der Sektorenstruktur stattgefunden 
haben, denen in der öffentlichen Diskussion ein oft ganz 
unterschiedliches Maß an Aufmerksamkeit zuteil wird. 
Tabelle 4 im Anhang zeigt zunächst die Entwicklung der 
Erwerbstätigenzahl in den einzelnen Hauptwirtschaftsberei-
chen innerhalb dieses Zeitraums. Die Erwerbstätigenzahl 
insgesamt hatte ihren Höhepunkt mit 26,85 Mio. im Jahre 
1973; sie lag in jenem Jahr um rd. 800 000 höher als 10 Jahre 
davor. Der erste große rezessive Einbruch zur Mitte der 70er 
Jahre wurde bis 1980 gut zur Hälfte wieder aufgeholt. 
Seitdem sank die Erwerbstätigenzahl erneut um 1,2 Mio. ab. 
Völlig unterschiedlich war die Entwicklung in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen zwischen 1960 und 1984: 
•  Die Zahl der in der Land- und Forstwirtschaft Tätigen 
schrumpfte kontinuierlich um gut 2,2 Mio. bzw. über 60%. 
Im letzten Jahr hat sich dieser Rückgang allerdings nicht 
mehr fortgesetzt. 
• Im  Warenproduzierenden Gewerbe war die Beschäftigung 
zwischen 1960 und 1970 zunächst noch um rd. 1/2 Mio. 
Personen gestiegen. Danach nahm die Erwerbstätigenzahl 
hier um rd. 2,6 Mio. bzw. um 20% des Höchststandes von 
1970 ab. Durchschlagend war die Entwicklung im Verarbei-
tenden Gewerbe, das heute nur noch knapp ein Drittel aller 
Arbeitsplätze stellt, gegenüber gut 38% vor 15 Jahren. Der 
starke Beschäftigungseinbruch zur Mitte der 70er Jahre 
wurde in den Jahren der gesamtwirtschaftlichen Erholung 
bis 1980 nicht wieder wettgemacht. 
Einen starken und noch anhaltenden Schrumpfungsprozeß 
mit wiederholten kurzen Besserungsphasen erlebte auch das 
Baugewerbe, in dem die Zahl der Beschäftigten ebenfalls um 
ein Fünftel unter dem Stand von 1970 liegt. In absoluten 
Zahlen war der Beschäftigungsabbau im Verarbeitenden 
Gewerbe freilich weitaus größer als im Baugewerbe. 
•  Handel und Verkehr zeichneten sich über den ganzen 
Zeitraum hinweg durch eine ausgeprägte Beschäftigungssta-
bilität aus: Bei nur relativ geringen Schwankungen zwischen 
den   einzelnen   Entwicklungsabschnitten   liegt   hier   die 
Beschäftigtenzahl mit 4,7 Mio. noch immer fast auf dem 
Niveau von  1960.  Diese Konstanz gilt sowohl für den 
Handel wie auch für das Verkehrs- und Nachrichtenwesen. 
• Die  privaten wie auch die öffentlichen Dienstleistungsbe-
reiche erhöhten über den gesamten Zeitraum hinweg ihre 
Beschäftigtenzahl und kompensierten damit teilweise auch 
die Rückgänge im primären und sekundären Bereich. Im 
tertiären Sektor insgesamt ist der Beschäftigtenstand in die-
ser Zeit um 3,23 Mio. (73%) auf insgesamt rund 7,7 Mio. 
gestiegen.  Innerhalb des Privaten Dienstleistungsbereichs 
hat sich die Beschäftigtenzahl der Kreditinstitute und Versi-
cherungen in dieser Zeit verdoppelt; allerdings ist dieser 
Prozeß  schon  um   1980  nahezu  abgeschlossen  gewesen. 
Auch bei den  „Sonstigen Dienstleistungen“, einem sehr 
heterogenen Bereich, fand die starke Beschäftigungsexpan- 
sion etwa gleichmäßig in den 2 Jahrzehnten vor 1980 statt. 
Aber auch danach wurden hier weitere Arbeitsplätze 
geschaffen, wenngleich nicht mehr im zuvor gewohnten 
Tempo. 
Der „Staat“ beschäftigte im vergangenen Jahr knapp doppelt 
soviel Personen wie vor 25 Jahren. Dahinter steht vor allem 
der starke Ausbau des Bildungs- und Gesundheitswesens. In 
den letzten Jahren hat die Beschäftigung allerdings auch hier 
stagniert. 
Ausgehend von der oben beschriebenen gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung, ist – mit gewisser Differenzierung zwi-
schen den beiden Varianten – folgende Entwicklung der 
Erwerbstätigenzahlen in den Hauptwirtschaftsbereichen im 
Jahre 1985 zu erwarten: Der seit Jahren zu beobachtende 
Beschäftigungsrückgang in der Land- und Forstwirtschaft ist 
1984 zum Stillstand gekommen. Hieran wird sich voraus-
sichtlich 1985 kaum etwas ändern. Im Warenproduzierenden 
Gewerbe ist je nach gesamtwirtschaftlicher Entwicklung mit 
einem leichten Anstieg oder Rückgang der Beschäftigung zu 
rechnen (- 1/2 bis + 1/2%). Der voraussichtliche Beschäfti-
gungsrückgang im Baugewerbe wird hier tendenziell ausge-
glichen durch die – auch durch Arbeitszeitverkürzung 
begünstigte – Zunahme der Beschäftigtenzahl im Verarbei-
tenden Gewerbe. Von der mäßigen konjunkturellen Auf-
wärtstendenz im Jahr 1985 werden ebenfalls die Bereiche 
Handel und Verkehr profitieren, so daß dort die Beschäfti-
gung leicht ansteigen wird (+ 0 bis + 1/2%). Wie in den 
letzten Jahren, so ist auch 1985 vom Dienstleistungsbereich 
ein erheblicher positiver Beitrag zur Beschäftigungsentwick-
lung zu erwarten ( + 1½ bis 2%). Beim Staat ist wieder mit 
einem leichten Anstieg der Beschäftigung zu rechnen ( +  
1/2%). 
2. Gruppenspezifische Entwicklungen 
Zeitgleich mit den langfristigen sektoralen Strukturverschie-
bungen haben sich auch andere Strukturveränderungen 
durchgesetzt (vgl. Tabelle 5). Besonders ausgeprägt war der 
absolute und relative Rückgang der Gruppe der Selbständi-
gen und mithelfenden Familienangehörigen: Ihre Zahl hat 
sich seit 1960 nahezu halbiert, ihr Anteil sank von 23 auf 
knapp 13%. Der Großteil dieses Rückgangs war allerdings 
den mithelfenden Familienangehörigen (vor allem in der 
Landwirtschaft) zuzuschreiben. Ihre Zahl schrumpfte von 
2,7 auf 0,9 Mio. Personen. Zu einem gewissen Teil verbirgt 
sich dahinter allerdings auch – bei unveränderter Tätigkeit -
die Umwandlung in reguläre Arbeitnehmerverhältnisse. Die 
Zahl der Selbständigen ist nicht so stark zurückgegangen, 
immerhin aber auch um knapp 30% auf 2,37 Mio. Personen. 
In den letzten Jahren wurde dieser Prozeß durch die zuneh-
mende Zahl ausländischer Selbständiger und mithelfender 
Familienangehöriger gebremst. 
Die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer lag im vergangenen 
Jahr mit 21,8 Mio. um rund 8% höher als 1960. Ihre Zahl 
war in den letzten 15 Jahren allerdings ausgeprägten 
Schwankungen ausgesetzt. Der erste starke Einbruch zur 
Mitte der 70er Jahre wurde bis zum Jahre 1980 mehr als 
ausgeglichen: In jenem Jahre lag auch mit 22,94 Mio. das 
absolute Maximum der Nachkriegszeit. Seitdem ist ihre Zahl 
jedoch wieder um mehr als l Mio. zurückgegangen. 
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in den letzten 10 Jahren fast ausschließlich zu Lasten der 
ausländischen Arbeitnehmer: Sie wurden von den Beschäfti-
gungseinbrüchen 1974/75 wie auch 1981/83 anteilsmäßig 
wesentlich stärker betroffen als die Deutschen. Sie konnten 
in der dazwischenliegenden Zeit auch nur einen Teil dieses 
Rückgangs wieder aufholen, während die Zahl der deut-
schen Arbeitnehmer 1980 den Höchststand von 1973 sogar 
um 500 000 Personen übertraf. Auch 1984 nahm die Zahl 
der deutschen Arbeitnehmer schon wieder zu, während der 
Rückgang bei den Ausländern sich noch (abgeschwächt) 
fortsetzte. 
Daraus ergibt sich, daß 1984 nur geringfügig weniger deut-
sche Arbeitnehmer beschäftigt waren als 1973, während die 
Zahl der abhängig beschäftigten Ausländer um 800 000 bzw. 
rd. ein Drittel niedriger lag. Dieser Rückgang verteilt sich 
etwa je zur Hälfte auf eine Abnahme des ausländischen 
Erwerbspersonenpotentials in der Bundesrepublik und auf 
den Anstieg der Unterbeschäftigung (Arbeitslose, Stille 
Reserve). Bei den Deutschen ist in der gleichen Zeit nur die 
Zahl der Selbständigen und Mithelfenden um 850 000 zu-
rückgegangen.
25) 
Innerhalb der Arbeitnehmerschaft vollzog sich in diesem 
Zeitraum auch eine ausgeprägte Strukturveränderung im 
Hinblick auf die Stellung im Beruf. Die Arbeiter hatten 1960 
noch 48% der Erwerbstätigen ausgemacht, nunmehr sind es 
weniger als 40%. Ihre absolute Zahl sank von damals 12,5 
auf nunmehr unter 10 Mio. ab. Dem steht ein noch stärkerer 
Anstieg der Zahl und des Anteils der Angestellten und 
Beamten von 7,6 auf 11,9 Mio. bzw. von 29 auf 48% der 
Erwerbstätigen gegenüber. 
Die Anteile von Männern und Frauen haben sich in diesem 
Zeitraum zugunsten der Frauen verschoben (vgl. Ab-
schnitt 3). 
Strukturwandel im Generationenwechsel 
Das oben skizzierte beträchtliche Ausmaß des Strukturwan-
dels innerhalb der Erwerbstätigkeit nach Wirtschaftsberei-
chen in einem solchen Zeitraum darf freilich nicht zu dem 
Fehlschluß führen, daß in dem gleichen Ausmaß tatsächlich 
Umsetzungen oder Wanderungen von Personen zwischen 
den Sektoren stattgefunden haben. Dies ist nur zum Teil der 
Fall. Zu einem beträchtlichen Teil löst sich der Strukturwan-
del daneben im Zuge der laufenden Zu- und Abgänge in das 
bzw. aus dem Erwerbspersonenpotential. Diese Zu- und 
Abgänge sind in erster Linie demografisch bedingt: Wie 
schon erwähnt, beginnen derzeit etwa 1,2 Mio. Personen 
jährlich nach Abschluß der Schule bzw. einer schulischen 
Ausbildung ihr Erwerbsleben. Hinzu kommt jährlich etwa 
eine halbe Million Personen, die nach längerer Unterbre-
chung (meist aus familiären Gründen) wieder eine Erwerbs-
tätigkeit aufnehmen. Schließlich beginnen auch jährlich 
mehrere 100 000 Personen hier in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Erwerbstätigkeit, die zu diesem Zwecke 
eingereist sind. Ihre Zahl schwankt stark in den vergangenen 
15 Jahren, betrug vor dem Anwerbestopp von 1973 rund 
600 000 Personen, zuletzt aber immer noch rund 200 000 bis 
300 000 Personen. Insgesamt sind so in diesem Zeitraum 
jährlich mehr als 2 Mio. Personen neu zum Erwerbsperso-
nenpotential hinzugekommen, also rund 8% des jeweiligen 
Bestandes. In ähnlicher Größenordnung lagen die jährlichen 
25)  Vgl. Autorengemeinschaft, a.a.O., S. 437 (Übersicht 1) 
26) Vgl. Klauder W., P. Schnur, M. Thon, Arbeitsmarktperspektiven der 80er 
und 90er Jahre, in diesem Heft. Dies trifft für alle 3 dort ausgewiesenen 
Modellvarianten zu. 
Abgänge aus dem Potential infolge Alters, Abwanderung 
oder Unterbrechung der Erwerbstätigkeit. Über diesen 
beträchtlichen, laufenden „Umschlag“ löst sich ein großer 
Teil des Strukturwandels mehr oder weniger reibungslos 
(vgl. Tabelle 3 im Anhang). 
3. Arbeitsmarktbilanz für Frauen 
Das Erwerbspersonenpotential der Deutschen ist seit 1973 
kontinuierlich (wenn auch in den einzelnen Jahren in unter-
schiedlichem Ausmaß) um rd. 2 Mio. Personen angestiegen, 
darunter sind 1,2 Mio. Frauen. Dieser überproportionale 
Zuwachs beruht u. a. auf den zunehmenden Erwerbswün-
schen verheirateter Frauen. Auch bei den in der Bundesre-
publik Deutschland lebenden Ausländern hat es solch eine 
Umschichtung zugunsten der Frauen gegeben, obwohl – vor 
allem auch im Zusammenhang mit den Wanderungsbewe-
gungen – das Arbeitskräfteangebot bei ihnen 1984 niedriger 
ist als 1973 (vgl. Übersicht 3 und Tabellen 6a-6c im 
Anhang). Insgesamt ist zwischen 1970 und 1984 der Anteil 
der Frauen am Erwerbspersonenpotential um 3 Prozent-
punkte auf rd. 39% angestiegen. Der damit verbundene 
„Angebotsdruck“ hat auch zu einer Erhöhung des Frauen-
anteils an den Erwerbstätigen geführt (im genannten Zeit-
raum um 2 Prozentpunkte auf rd. 38%), was angesichts der 
stets überdurchschnittlichen Arbeitslosenquote der Frauen 
mitunter übersehen wurde. Immerhin waren trotz der 
Beschäftigungskrise 1984 ebensoviele Frauen erwerbstätig 
wie 1970, während es bei den Männern 1,4 Mio. Erwerbs-
tätige weniger waren (vgl. Schaubild 3). 
Allerdings hat sich diese Entwicklung nicht stetig vollzogen: 
Anteilszuwächse gab es vor allem in den Jahren der Beschäf-
tigungsausweitung Anfang der 70er Jahre (vor allem in den 
Dienstleistungsbereichen), aber auch in den Rezessionen, 
weil die besonders konjunkturanfälligen Branchen (z. B. die 
Bauwirtschaft) bzw. Tätigkeiten (z. B. der ungelernten 
Arbeiter) einen hohen Männeranteil aufweisen. Dagegen 
veränderte sich der Frauenanteil in der zweiten Hälfte der 
70er Jahre kaum. 
Auch hat die Umschichtung bei den Erwerbstätigen den 
Veränderungen beim Arbeitskräfteangebot nicht in vollem 
Umfang entsprochen, mit der Folge einer überdurchschnitt-
lichen Frauenarbeitslosigkeit und eines überdurchschnittli-
chen Anteils von Frauen an der Stillen Reserve. Dabei ist 
davon auszugehen, daß weitere Faktoren wie Bildungsstand, 
Veraltung von Qualifikationen durch Unterbrechung der 
Erwerbstätigkeit, Wunsch nach Teilzeitarbeit und anderes in 
der Vergangenheit die relative Wettbewerbsfähigkeit von 
Frauen in vielen Teilarbeitsmärkten beeinträchtigt haben, 
soweit nicht bestimmte Berufsbereiche geschlechtsspezifisch 
„abgeschottet“ sind. 
Auch in Zukunft wird der Anteil der Frauen am Erwerbs-
personenpotential zunehmen
26); insofern ist einerseits mit 
weiteren Umschichtungen zugunsten der Frauen auch bei 
den Erwerbstätigen zu rechnen. Andererseits dürfte -
dadurch mitbedingt – auch die überdurchschnittliche 
Frauenarbeitslosigkeit erhalten bleiben. Der Anteil der 
Frauen an den Arbeitslosen ist zwar in den letzten Jahren 
aus konjunkturellen Gründen auf knapp 44% zurückgegan-
gen (1979: 52%). Die Arbeitslosenquote ist aber auch jetzt 
noch deutlich höher als die der Männer. Bei anhaltend hoher 
Arbeitslosigkeit und den damit verbundenen Selektionspro-
zessen vor allem bei der Wiedereingliederung von Arbeitslo-
sen dürfte der Frauenanteil an den Arbeitslosen – wie schon 
in der zweiten Hälfte der 70er Jahre – wieder ansteigen. 
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zeitarbeit von Bedeutung, die nach wie vor fast ausschließ-
lich eine „Frauendomäne“ ist (vgl. Übersicht 10): 
Nachdem der Anteil der Teilzeitbeschäftigten an den 
Arbeitnehmern bzw. an den abhängig beschäftigten Frauen 
bis Anfang der 70er Jahre rapide gestiegen war, gab es 
seitdem, wenn überhaupt, nur noch vergleichsweise geringe 
Zuwächse. Erst im Jahre 1983 ist hier die Entwicklung 
weiter vorangekommen.
27) 
Sollte sich die Teilzeitbeschäftigung weiterhin ausweiten, 
dürfte dies auch mit zu einer relativen Verbesserung der 
Beschäftigungslage von Frauen beitragen, und zwar auch 
dann, wenn es – wie anzustreben – gelingt, zunehmend 
Männern Teilzeitarbeitsplätze anzubieten, weil dies sicher-
lich nicht schlagartig den überproportionalen Anteil von 
Frauen an der Teilzeitarbeit beseitigen würde. 
Jahresarbeitszeit und Arbeitsvolumen 
Hans Kohler, Lutz Reyher 
1. Entwicklung der Arbeitszeit 
Die durchschnittliche effektive Jahresarbeitszeit der Er-
werbstätigen hat sich seit dem Jahre 1980 im Vergleich zu 
den Jahren davor nur noch wenig verändert. Während die 
durchschnittliche jährliche Verringerung in den Kalender-
jahren von 1960-1980 bei etwa 1% lag, betrug sie seitdem 
nur noch 0,4%. 1985 wird die effektive Jahresarbeitszeit -
zum ersten Mal seit fünf Jahren wieder – um mehr als 1% 
abnehmen (vgl. Tabelle 1). 
Die durchschnittliche Jahresarbeitszeit der beschäftigten 
Arbeitnehmer ist im gleichen Maße zurückgegangen. Sie 
belief sich 1984 auf 1676 Arbeitsstunden. In diesem Jahr 
wird sie – vor allem infolge der letztjährigen Tarifabschlüsse 
und eines ausgeprägten Kalendertageeffekts – auf weniger als 
1650 Stunden (Variante I) sinken (vgl. Tabelle 2). 
27) Sowohl der Mikrozensus (EG-Stichprobe) als auch die Beschäftigtenstatistik 
der BA lassen solch einen Anstieg erkennen. Vgl. auch Übersicht 10. 
Hauptkomponente: Tarifentwicklung 
Effektive und tarifliche Jahresarbeitszeit der Vollzeitbe-
schäftigten haben sich in den letzten 25 Jahren annähernd 
gleich entwickelt, d. h. die tariflichen Vorgaben haben letzt-
lich die effektive Arbeitszeitentwicklung bestimmt (vgl. 
Schaubild 4). Konjunkturelle Ausschläge der effektiven 
Arbeitszeit nach oben (Überstunden) wie auch nach unten 
(Kurzarbeit) haben diese Parallelität immer nur kurzzeitig 
gestört. 
Die Abnahme der tariflichen Jahresarbeitszeit um gut 17% 
(bzw. rd. 360 Arbeitsstunden) zwischen 1960 und 1984 war 
zu etwa 70% der Verkürzung der Wochenarbeitszeit zuzu-
schreiben. Der Rest geht auf die Urlaubsverlängerung 
zurück. Allerdings hatten die meisten Arbeitnehmer zur 
Mitte der 70er Jahre bereits die 40-Stunden-Woche erreicht 
(vgl. Übersicht 4). 
Ab dem 1. Oktober 1984 brachte der Tarifabschluß in der 
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38-Stunden-Woche. Ab dem 1. April 1985 sind weitere 
Verkürzungen der Wochenarbeitszeit in neuen Tarifverträ-
gen festgelegt worden, und zwar in der Metallindustrie für 
ca. 3,6 Mio. Arbeitnehmer, in der Druckindustrie für ca. 
180 000 Arbeitnehmer und in der Holzindustrie für etwa 
15 000 Arbeitnehmer. Durch diese Wochenarbeitszeitver-
kürzungen – verbunden mit einer in ihrer konkreten Ausge-
staltung noch nicht überschaubaren Flexibilisierung – für 
etwa 4 Mio. Arbeitnehmer und durch das allmähliche Annä-
hern des tariflichen Jahresurlaubsanspruches für alle Arbeit-
nehmer an den Sechswochen-Zeitraum wird sich 1985 -
arbeitstäglich bereinigt – die tarifliche Jahresarbeitszeit um 
0,7% oder gut 12 Stunden verringern. Davon werden etwa 
10 Stunden auf die Verkürzung der tariflichen Wochenar-
beitszeit entfallen. Umgerechnet auf alle Arbeitnehmer wird 
dadurch im Jahresdurchschnitt 1985 voraussichtlich die 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit aller Arbeitnehmer nur 
noch bei 39,8 Stunden liegen (vgl. Tabelle 2). 
Der  durchschnittliche Erholungsurlaub der Arbeitnehmer 
(einschl. Sonderurlaub) dürfte 1985 bei knapp 30 Arbeitsta-
gen liegen. Er hat sich somit seit 1960 verdoppelt. Im Jahre 
1985 dürften über 70% der Arbeitnehmer schon einen nor-
malen Erholungsurlaubsanspruch von sechs Wochen und 
mehr haben (vgl. Übersicht 5). 
Zu den konjunkturellen Bestimmungsfaktoren der Jahresar-
beitszeit 
Die von der konjunkturellen Entwicklung abhängigen Fak-
toren der Jahresarbeitszeit sind hauptsächlich die Kurzarbeit 
und die durchschnittlich geleisteten Mehrarbeitsstunden 
(Überstunden), aber auch der durchschnittliche Kranken-
stand hat eine konjunkturelle Komponente. 
Im Zuge der konjunkturellen Erholung im Jahre 1984 hat 
sich die Kurzarbeiterzahl gegenüber 1983 um 291 000 Per- 
sonen oder 43% auf 384 000 verringert. Die bei der Inan-
spruchnahme von Kurzarbeit im Jahre 1984 durchschnittlich 
ausgefallene betriebsübliche Arbeitszeit betrug gut 34%. 
Besonders auffällig ist der Anstieg des Anteils der Kurzar-
beit im Baugewerbe (mit erfahrungsgemäß überdurch-
schnittlichen Ausfallzeiten) von 4% (1975) auf 22% (1984). 
Für das Jahr 1985 wird im Haushalt der Bundesanstalt für 
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Die durchschnittlichen Mehrarbeitsstunden aller Arbeitneh-
mer  haben sich seit dem Jahre 1970 fast kontinuierlich 
verringert. Die jeweiligen konjunkturellen Zunahmen waren 
damals selbst in konjunkturell guten Jahren nur noch 
schwach ausgeprägt. Die Zahl der Überstunden dürfte im 
Jahre 1984 und 1985 nicht mehr weiter zurückgehen (vgl. 
Tabelle 2). Bei den Mehrarbeitsstunden im Verarbeitenden 
Gewerbe  ergeben sich deutliche Unterschiede nach dem 
Geschlecht und nach Industriezweigen, jedoch kaum mehr 
nach Leistungsgruppen (vgl. Übersicht 6). 
So leisteten im Jahresdurchschnitt 1984 die männlichen 
Arbeiter hier 1,8 Überstunden pro Woche, die Frauen dage-
gen nur 0,4. Nach Industriezweigen wurden vor allem im 
Jahresdurchschnitt 1984 relativ viele Überstunden bei den 
Männern in der NE-Metallerzeugung (2,3 Std. pro Woche), 
in der Industrie der Steine und Erden (3,5), in der Pappe-
und Papiererzeugung (3,5), im Stahl- und Leichtmetallbau 
(2,4) und in der Nahrungs- und Genußmittelindustrie (2,4) 
geleistet sowie in einigen besonders kampagneabhängigen 
Industriezweigen (Obst- und Gemüseverarbeitung 5,3). 
Weitere Komponenten der effektiven Jahresarbeitszeit der 
Arbeitnehmer 
Niveau und Entwicklung des durchschnittlichen Kranken-
standes werden im Zeitablauf offensichtlich prozyklisch von 
der gesamtwirtschaftlichen Situation mitbestimmt. So ist der 
durchschnittliche Krankenstand, der 1980 auf dem Niveau 
von 1960 lag, zwischen den Jahren 1980 bis 1983 um fast 
24% gesunken, jedoch im Jahre 1984 wieder leicht angestie-
gen (vgl. Tabelle 2, Sp. 14-16). 
Rd. 540 000 Arbeitnehmer beteiligten sich im Jahre 1984 an 
Streiks bzw. wurden ausgesperrt. Der Schwerpunkt der 
Arbeitskämpfe lag im zweiten Quartal 1984. Hauptsächlich 
fanden die Streiks und Aussperrungen 1984 in der Metallin-
dustrie und hier wiederum im Straßenfahrzeugbau und sei-
nen Zulieferern sowie in der Druckindustrie statt (vgl. 
Übersicht 7). 
Durch die Arbeitskämpfe gingen im Jahr 1984 insgesamt 5,6 
Mio. Arbeitstage verloren, darunter 2,9 Mio. durch Streiks 
und 3,6 Mio. durch Aussperrung (wobei in einem Teil der 
Fälle Arbeitnehmer von beiden Maßnahmen gleichzeitig 
betroffen waren). Auf das gesamtwirtschaftliche jährliche 
Arbeitsvolumen bezogen (1984: rd. 43,2 Mrd. Arbeitsstun-
den) machten die direkt durch Arbeitskämpfe ausgefallenen 
Arbeitsstunden in Höhe von etwa 45 Mio. Stunden nur 
0,1% aus. 
Zu diesen Ausfallstunden durch Streiks/Aussperrungen 
kamen noch etwa 11 Mio. Ausfallstunden durch Inanspruch-
nahme von Kurzarbeit der vom Arbeitskampf indirekt 
betroffenen Betriebe mit etwa insgesamt 110 000 Arbeitneh-
mern (im Jahresdurchschnitt ca. 10 000 Arbeitnehmer) 
hinzu. 
In den hauptsächlich von den Arbeitskämpfen tangierten 
Industriezweigen (Straßenfahrzeugbau, Druckindustrie) 
schlugen die Arbeitszeitausfälle freilich stärker zu Buche. So 
machte der Zeitausfall im Straßenfahrzeugbau, dessen Jah-
resarbeitsvolumen auf gut 1,3 Mrd. Stunden zu veranschla-
gen ist, mit insgesamt rund 27 Mio. ausgefallenen Arbeits-
stunden gut 2% des Jahresarbeitsvolumens aus. Die entspre-
chende Zahl für das Druckereigewerbe ist auf 0,8% zu 
veranschlagen. 
Es stellt sich unter anderem nun die Frage, inwieweit diese 
Ausfälle endgültiger Natur waren bzw. in welchem Umfang 
sie nach Beendigung der Arbeitskämpfe aufgeholt wurden 
und in welcher Form dies geschah. Allerdings ist ein voll-
ständiges und unzweifelhaftes Bild hierüber nicht leicht zu 
gewinnen. Hierzu bedürfte es nämlich der Abschätzung der 
Entwicklung in diesen Bereichen, die ohne die Arbeits-
kämpfe eingetreten wäre. Dies ist aber z. B. im Falle des 
Straßenfahrzeugbaus angesichts der Unregelmäßigkeiten 
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schon in der Auftragsentwicklung im Jahresablauf kaum 
möglich. Immerhin geben die vorliegenden Statistiken doch 
einige Anhaltspunkte zur Beantwortung dieser Fragen. So 
zeigt die Übersicht 8, in welchem Maße in den Monaten des 
Arbeitskampfes (Mai/Juni) bei leicht ansteigender Beschäf-
tigtenzahl (im Vorjähresvergleich) die durchschnittliche 
Arbeitszeit der Arbeiter und damit ihr gesamtes Arbeitsvo-
lumen zurückgegangen sind. Soweit die Zeit nach Beendi-
gung dieses Arbeitskampfes statistisch gegenwärtig belegt ist 
(August bis November einschl.), läßt sich in diesem Zeit-
raum ein deutlicher Anstieg des Arbeitsvolumens gegenüber 
dem Vorjahr erkennen. Dabei hat dieser Anstieg sich weit 
überwiegend in Form einer Zunahme der Beschäftigten-
bzw. Arbeiterzahl um mehr als 2% ergeben, die durch-
schnittliche Arbeitszeit lag dagegen weiterhin geringfügig 
unter dem Vorjahresniveau. Die Statistiken der geleisteten 
Mehrarbeitsstunden zeigen ein Verlaufsbild über dieses Jahr 
hin, das sich plausibel hierzu verhält. Die Zahl der durch-
schnittlich von den Arbeitern im Straßenfahrzeugbau je 
Woche geleisteten Mehrarbeitsstunden, die noch zu Jahres- 
beginn leicht über dem Vorjahr gelegen hatte, ging dann in 
der Zeit der Arbeitskämpfe unter das Vorjahresniveau 
zurück, um dann zum Herbst hin erneut, aber nur leicht 
verstärkt zuzunehmen. Im Jahresdurchschnitt wurden in 
diesem Industriezweig nicht mehr Überstunden je Beschäf-
tigten geleistet als 1983. Wenn es auch nicht möglich ist, die 
Produktions- und Beschäftigungsentwicklung in diesem 
Bereich in der zweiten Jahreshälfte 1984 zu unterteilen in 
einen „Status-Quo-Teil“ und in einen „Nachhol-Effekt“ –
die tatsächliche Entwicklung ist sicherlich eine Mischung 
beider Komponenten –, so bleibt doch festzustellen, daß die 
Arbeitszeitausfälle der Arbeitskampfmonate nur zu einem 
geringen Teil durch Überstunden ausgeglichen worden sind. 
Ein ähnliches Bild ergibt sich für die Druckindustrie. Hier 
lag die durchschnittlich geleistete Überstundenzahl im vier-
ten Quartal 1984 sogar unter dem Vorjahr, ebenfalls bei 
gleichzeitiger Besserung in der Entwicklung der Beschäftig-
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nicht geringe Probleme in der Datenlage und Methodik. 
Unanfechtbare Informationen über die tatsächlichen Aus-
wirkungen auf der Mikro-Ebene (Betriebe) stehen kaum zur 
Verfügung. Der Öffentlichkeit bekannte einzelbetriebliche 
Aussagen hierzu ergeben ein sehr uneinheitliches und wider-
sprüchliches Bild: Es zeigt Beschäftigungseffekte zwischen 0 
und 100%. Statistisch-ökonometrische Analysen und 
Modellsimulationen auf der Makro-Ebene (Wirtschafts-
zweige, Gesamtwirtschaft) führen ebenfalls nicht immer zu 
gleichen oder gleichartigen Ergebnissen. Hilfsweise werden 
Unternehmensbefragungen über mußmaßliche Reaktionen 
herangezogen, deren Ergebnisse jedoch nicht selten von der 
Formulierung der entsprechenden Fragen mitbestimmt sind. 
Das IAB hat zu dieser Frage bislang eine mittlere Position 
vertreten. Sie deckt sich mit den Ergebnissen eigener wie 
auch anderer breit angelegter Unternehmensbefragungen, 
mit denen ökonometrischer ex-post-Analysen und tenden-
ziell mit der Summe von betrieblichen Einzelangaben in der 
Öffentlichkeit. Die Annahme, daß Verkürzungen der tarifli-
chen Jahresarbeitszeit im Durchschnitt etwa zur Hälfte in 
zusätzliche Produktivitätssteigerung und zur anderen Hälfte 
in einen positiven Beschäftigungseffekt umgesetzt werden, 
kommt unserer Einschätzung nach der Realität am nächsten. 
Eine Annahme dieser Art liegt dementsprechend auch unse-
rer Vorausschätzung der Arbeitsmarktentwicklung in die-
sem Jahr zugrunde. 
Freilich bedürfen Annahmen, die sich vorwiegend auf bishe-
rige Erfahrungen stützen, stets der Überprüfung, zumal 
wenn sich der Erfahrungsgegenstand ändert. Ob und in 
welchem Ausmaß dies gegenwärtig der Fall ist, in dem 
Arbeitszeitverkürzung mit Arbeitszeitflexibilisierung und -
differenzierung in einem bislang nicht beobachteten Maße 
zusammentreffen, gilt es zu prüfen. Das IAB wird dement-
sprechend alle verfügbaren Mittel und Wege nutzen, um 
herauszufinden, wie die neuen Tarifvereinbarungen in die 
betriebliche Wirklichkeit umgesetzt werden und welche 
Auswirkungen hiervon auf die Beschäftigtenzahl ausgehen. 
Dies wird angesichts der gegebenen und voraussehbaren 
Datenlage nicht einfach sein. Zu wünschen bleibt, daß alle, 
die an einer Klärung dieser Fragen interessiert sind, nach 
Kräften hierzu auch beitragen. 
3. Zur Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitsvolumens und der Produktivität 
Die von allen Erwerbstätigen geleisteten Arbeitsstunden 
sind von 1970 bis 1984 um 8,07 Mrd. Stunden oder um 16% 
gesunken. Zwei Drittel dieses Rückgangs entfielen dabei auf 
28) Regressionsanalyse der Quartalsentwicklung von Arbeitsvolumen und realem 
Bruttoinlandsprodukt. Die Ergebnisse der Kurzfristanalyse und der 
Langfristanalyse sind konsistent. Beide implizieren näherungsweise die 
gleiche Arbeitsvolumenschwelle. Vgl. Klauder W., P. Schnur, M. Thon, 
Arbeitsmarktperspektiven der 80er und 90er Jahre – Neue Modellrechnungen 
für Potential und Bedarf an Arbeitskräften, in diesem Heft (Abschnitt 3.2) 
die effektive Jahresarbeitszeit und ein Drittel auf die Verrin-
gerung der Erwerbstätigenzahl. 
Die Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolu-
mens wird bestimmt durch die Entwicklung der Arbeitspro-
duktivität und das Tempo des wirtschaftlichen Wachstums. 
Wie das Wirtschaftswachstum, so hat sich in den letzten 
zehn Jahren auch der Anstieg der Produktivität (reales Brut-
toinlandsprodukt je geleistete Beschäftigtenstunde) verlang-
samt. Der geringste jahresdurchschnittliche Zuwachs war im 
Rezessionsjahr 1982 mit + 0,6% zu verzeichnen. 
Die  Produktivitätsentwicklung  wiederum wird durch kon-
junkturelle und langfristig wirksame Einflüsse bestimmt. 
Diese – sich überlagernden – Einflüsse können zeitreihen-
analytisch isoliert und quantifiziert werden.
28) Bei einer 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts von rd. 2% im 
Durchschnitt der Jahre 1973-1983 betrug der Produktivi-
tätsanstieg rd. 3/2%. Jeder Prozentpunkt Realwachstum 
mehr bzw. weniger bewirkte im Durchschnitt etwa zur 
Hälfte auch eine Beschleunigung bzw. Verlangsamung des 
Produktivitäts wachs turns. 
Diese Schätzergebnisse können allerdings nur für Perioden 
Gültigkeit beanspruchen, in denen annähernd gleiche Bedin-
gungen herrschen wie im Analysezeitraum. Etwa eintre-
tende Strukturbrüche (z. B. infolge durchgreifender Verhal-
tensänderungen der Akteure am Arbeitsmarkt oder nachhal-
tig veränderte Wachstumsbedingungen) würden zu Korrek-
turen Anlaß geben. 
Da die aus heutiger Sicht realistisch erscheinenden Wachs-
tumsaussichten auf kurze wie auf mittlere Sicht etwa dem 
Wachstumstrend der Jahre 1973-1983 entsprechen, wurde 
die folgende Prognose der Arbeitsvolumenentwicklung auf 
der Grundlage der für diesen Zeitraum geschätzten Parame-
terwerte vorgenommen. Hierbei ist berücksichtigt, daß 
Anpassungen des Arbeitsvolumens im zyklischen Verlauf, 
im Aufschwung wie im Abschwung, in der Regel zeitlich 
verzögert erfolgen. 
1985 wird das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen unter 
den Wachstums-Annahmen beider Varianten (2 und 3% 
Bruttosozialprodukt-Zuwachs) schrumpfen: Für Variante I 
(2% Realwachstum des Bruttosozialprodukts) ergibt sich 
rechnerisch ein Zuwachs der Arbeitsproduktivität von 
2,7%. Als Sondereinfluß ist aber 1985 zusätzlich der pro-
duktivitätssteigernde Effekt der Wochenarbeitszeitverkür-
zung und der Vorruhestandsregelungen zu berücksichtigen. 
Er wird mit 0,3 Prozentpunkten veranschlagt, das ist rund 
die Hälfte der dadurch bedingten Arbeitsvolumenminde-
rung. Für 1985 ist somit insgesamt ein Anstieg der Produkti-
vität um 3% zu erwarten. Das gesamtwirtschaftliche 
Arbeitsvolumen würde dann um 1% schrumpfen. Für die 
Variante II (bei 3% Realwachstum) errechnet sich – bei 
analogen Überlegungen – ein Produktivitätsanstieg um 
3½%. Das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen würde 
dann um ½% schrumpfen (siehe hierzu das Alternativen-
tableau in Übersicht 1). 
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